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Die im Amtlichen Anzeiger Nummer 76 vom 28. August 
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Hamburg, den 18. September 2020

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation
Amtl. Anz. S. 1825

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nach-
stehende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
10. September 2020, 13:18 Uhr, im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/mitte 
abrufbar.

Hamburg, den 10. September 2020

Bezirksamt Hamburg-Mitte

Amtl. Anz. S. 1825
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Allgemeinverfügung des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
vom 10. September 2020 zum Verbot des 

Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung 
über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom  
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 23 Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die fol-
gende Allgemeinverfügung:

1.  Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen Geträn-
ken innerhalb des in der Anlage dargestellten räumli-
chen Geltungsbereichs ist am Freitag, den 11. Septem-
ber 2020 und Samstag, den 12. September 2020 jeweils 
von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoholi-
schen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite unter https://
www.hamburg.de/mitte als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig 
vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres akutes respiratorisches Syn-
drom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor die 
Infizierten die Symptome entwickeln oder bei nur sehr 
geringe Symptomatik – das macht es schwer, seine Ausbrei-
tung zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemie-
geschehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen 
mit vielen Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-

dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten 
Fälle ist insbesondere seit der 30. Kalenderwoche angestie-
gen. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt 
an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation 
muss unbedingt vermieden werden, da das Robert Koch-In-
stitut die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung 
in Deutschland nach wie vor weiterhin insgesamt als hoch 
einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. Einer-
seits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhindern, 
dass auch die älteren und besonders gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. Sobald 
sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, muss auch 
mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und Todesfälle 
gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver-
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 μm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 μm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen 
werden, die darauf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus 
so gut wie möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesund-
heit der Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des 
Robert-Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen-
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab. Hierfür hat die Freie und Hansestadt Ham-
burg mit der Verordnung zur Eindämmung der Ausbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Han-
sestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindäm-
mungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl. 2020, S. 365) entsprechende 
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Vorgaben erlassen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO ist jede Person aufgerufen, die körperlichen 
Kontakte zu anderen Personen als den Angehörigen des 
eigenen Haushalts auf ein absolut nötiges Minimum zu 
reduzieren, die aktuellen Empfehlungen der zuständigen 
Stellen zur Vermeidung der Übertragung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu geeignete Hygiene-
maßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift 
müssen Personen an öffentlichen Orten grundsätzlich einen 
Mindestabstand von 1,5 m zueinander einhalten (Abstands-
gebot). Ausnahmen gelten nur in einem eingeschränkten 
Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein-
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt auch in der aktuellen 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infekti-
onsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlas-
sen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen 
besondere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz 
vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit 
begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit festgestellt. Auf-
grund der zurückliegenden Lockerungen der Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO und der damit einhergehenden 
Zunahme des geselligen Zusammenseins erfährt vornehm-
lich der Stadtteil St. Pauli einen stetigen Zustrom an Besu-
cherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gastro-
nomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentlichen 
Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei fest-
gestellt werden, dass viele der anwesenden Personen ohne 
die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert 
beieinander standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die 
Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, 
eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und Besucher 
zu erreichen.

Auffälligstes Merkmal des abendlichen und nächtlichen 
Nutzungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht 
an die Abstands und Hygienevorgaben hielten. Betroffen 
waren insbesondere die folgenden Bereiche: Neuer Pferde-
markt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, Sternstraße, 
Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwillstraße, Tha-
denstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-Schultz-Straße, 
Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am Brunnenhof. 
Aber auch die Reeperbahn sowie die umliegenden Bereiche 
waren stark frequentiert.

Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten die 
Bereiche vor Alkoholverkaufsstellen besondere Brenn-
punkte dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vor-
plätze von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Au-
ßer-Hausverkauf von alkoholischen Getränken. Es bildeten 
sich lange Personenschlangen, die Verkaufsstellen waren 
zeitweilig teilweise überfüllt. An den vergangenen Wochen-
enden wurde zeitweilig auch ein erhöhtes Aggressionspo-
tenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maßnahmen zur Über-
wachung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zeigte 
dieser Personenkreis zwar Verständnis, deutete Koopera-
tion aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die angespro-
chenen Personen nach polizeilicher Ansprache nicht frei-
willig.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende von Freitag, den 26. Juni 2020 bis Sonntag, 
den 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben den Außer-Haus-
Verkauf von Alkohol untersagt. Diese punktuellen Maß-
nahmen konnten eine verlässliche Einhaltung der Regelun-
gen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht 
sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge waren nur 
vorübergehender Natur. Seitens der Polizei Hamburg 
konnte nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 
auf eine Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststellen 
müssen. Einhergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit 
verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als auch das Rot-
lichtviertel in der Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt 
wieder steigende Besucherzahlen. Am Wochenende zwi-
schen dem 24. Juli 2020 und dem 26. Juli 2020 waren erst-
mals wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor 
den beschränkenden Maßnahmen vor der Eindämmung der 
Pandemie im März 2020 üblich waren. Das Personenauf-
kommen war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und 
Besuchern an den beliebten Orten wiederholt sehr groß, 
insbesondere in den Bereichen Sternschanze und Große 
Freiheit auf St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der 
Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen 
gegen einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und des 
vorhandenen Baumbewuchses eine räumliche Enge. In den 
Abend- und Nachtstunden verstärkten zunehmende Besu-
cherzahlen diese räumliche Enge spürbar. Einerseits ver-
suchten viele Besucherinnen und Besucher über die Reeper-
bahn die Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und 
vergleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Frei-
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heit hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Ham-
burg eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeu-
tung. Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls 
ihren Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen 
dadurch verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher ver-
suchten, sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholi-
schen Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlan-
gen, an denen sich Besucherinnen und Besucher vor-
beizwängten. Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens 
der Gäste sowie Kundinnen und Kunden nur sehr selten 
getragen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte festgestellt 
werden, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, 
in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein-
satzkräfte führte zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu 
einer Einhaltung der Abstands und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke der 
Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und HamburgMitte haben 
gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, um einem 
ausreichenden bzw. umfassenden Infektionsschutz Rech-
nung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich somit feststel-
len, dass es zu Situationen gekommen ist, die es der Polizei 
Hamburg nicht mehr möglich machten, die Einhaltung des 
Abstandsgebots und der Hygienevorgaben ohne die Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Es bedarf 
zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, dass den Rege-
lungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, insbeson-
dere dem Abstandsgebot gemäß § 3 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO, nachgekommen wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß 
§ 28 IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlas-
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 2. 
August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folge-
tages in dem betroffenen Stadtteil St. Pauli untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
zeigten, dass an jenem Wochenende (31. Juli 2020 bis 2. 
August 2020) im Vergleich zu den vorangegangenen 
Wochenenden im Juli 2020 weniger Personen in den betrof-
fenen Vergnügungs- und Brennpunktvierteln auf St. Pauli 
und Altona unterwegs waren und sich wesentlich weniger 
Personenansammlungen bildeten. Es konnte insbesondere 
festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und Besu-
cher des Stadtteils St. Pauli weitestgehend an die Vorgaben 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich 
zum überwiegenden Teil verständnisvoll und kooperativ 
verhielten. Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen 
das geltende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben in den Einsatzbereichen der Polizeikom-
missariate 15, 16 und 21, die zahlreiche Ordnungswidrig-
keitenverfahren einleiten, mehrere Partys auflösen und 
Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ für das darauffol-
gende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-

Verkaufs von Alkohol, wobei nach Überprüfung der Sach- 
und Rechtslage, insbesondere nach Auswertung der Lage-
berichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes Ham-
burg-Mitte, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbe-
reich der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur 
vorangegangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde 
der Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur für 
die beiden Wochenendtage, Freitag, den 7. August 2020 
und Samstag, den 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages, untersagt. Auf ein Verkaufsverbot 
am Sonntag, den 9. August 2020 wurde verzichtet. Die 
Lage- und Einsatzberichte der Polizei Hamburg sowie des 
Bezirksamts Hamburg-Mitte bestätigten die positive Wir-
kung des Verkaufsverbots nochmals. Die Polizei Hamburg 
stellte erneut ein geringeres Personenaufkommen als an den 
Wochenenden im Juli 2020 ohne Alkoholverkaufsverbot 
fest, wobei die Außengastronomie sehr gut besucht war. Die 
Abstandsvorgabe der HmbSARS-CoV2-EindämmungsVO 
traf auf eine deutlich höhere Akzeptanz bei den noch Anwe-
senden, die sich zudem überwiegend freundlich, einsichtig 
und friedlich verhielten. Die polizeilichen Feststellungen 
ließen weder erkennen, dass die Anwesenden in relevantem 
Umfang eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, 
dass die Anwesenden sich in den Randbereichen der Ver-
botszone mit alkoholischen Getränken versorgt und die 
Verbotszone sodann aufgesucht hätten. Ergänzende Kont-
rollen durch das Bezirksamt bestätigten ebenfalls die deut-
liche Abnahme der Menschenansammlungen im Geltungs-
bereich des Außer-Haus-Verkaufsverbots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Hamburg-Mitte ordnete ein Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken auch für das darauffol-
gende Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für Frei-
tag, den14. August 2020 und für Samstag , den15. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. 
Auch das dritte Alkoholverkaufsverbot trug nach den Fest-
stellungen der Polizei Hamburg maßgeblich zur besseren 
Einhaltung des Abstandsgebotes und der Kontaktbeschrän-
kungen bei. Die Besucherzahl stieg in den regelungsgegen-
ständlichen Vergnügungsvierteln zwar merklich gegenüber 
dem Vorwochenende an. Verstöße gegen die Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich 
innerhalb von Warteschlangen vor Gaststätten auf St. Pauli 
und durch Überfüllung der Straße „Große Freiheit“. Die 
polizeilichen Maßnahmen in Form von Gesprächen mit 
den Anwesenden und zeitweiligen Sperrungen der „Großen 
Freiheit“ trafen jedoch überwiegend auf Einsicht und 
Kooperationsbereitschaft. Die konstruktive Haltung der 
Anwesenden lässt sich augenscheinlich durch den geringe-
ren Alkoholisierungsgrad erklären, der gegenüber den 
Wochenenden vor dem erstmaligen Erlass von Alkoholver-
kaufsverboten merklich herabgesetzt war. Weitere 
Ansammlungen im öffentlichen Raum („cornern“) waren 
nicht festzustellen. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte erneut Wirkung, wobei die 
Polizei keine Umgehungen durch das Mitbringen von alko-
holischen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Auch für das Wochenende vom 21. August 2020 bis 22. 
August 2020 erließ das Bezirksamt Hamburg-Mitte eine 
weitere Allgemeinverfügung. Das vierte Alkoholverkaufs-
verbot, das jeweils von 20:00 bis 6:00 Uhr des Folgetages 
galt, zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße konnten nur 
vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besucherinnen und 
Besucher führten außerhalb des Geltungsbereichs erworbe-
nen Alkohol mit sich. Ansammlungen („cornern“) waren 
nur vereinzelt und nicht durch große Menschenmengen 
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festzustellen. Die Besucherzahlen stiegen in allen Berei-
chen, insbesondere in der Umgebung der Reeperbahn und 
Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deut-
lich an. Ab 22:00 Uhr wechselte das eher touristisch 
geprägte Publikum und Gastronomiebesuchern zu eher 
vergnügungsorientierten, jüngeren Besucherinnen und 
Besuchern. Im weiteren Verlauf des Abends, insbesondere 
im Verlauf des Freitagsabends, wurden verstärkt aggressive 
jüngere Besucherinnen und Besucher angetroffen. Es 
konnte ein steigendes Unverständnis bei Besucherinnen 
und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetreibern, bei denen 
Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot oder die Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO festgestellt wurden, beob-
achtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Hamburg-Mitte, auch für 
den Zeitraum von Freitag, den 28. August 2020 bis Samstag, 
den 29. August 2020 ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken zu erlassen. Dabei wurde 
nach Überprüfung der Sach- und Rechtslage, insbesondere 
nach Auswertung der Lageberichte der Polizei Hamburg 
und des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, festgelegt, dass der 
zeitliche Geltungsbereich der zweiten Allgemeinverfügung 
im Vergleich zur vorangegangenen Woche zu beschränken 
war. Somit wurde der Außer-Haus-Verkauf alkoholischer 
Getränke nur zwischen Freitag, den 7. August 2020 und 
Samstag, den 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages, untersagt. Der räumliche Geltungsbe-
reich der vorherigen Allgemeinverfügung wurde beibehal-
ten. Allerdings hielt das Bezirksamt Hamburg-Mitte es für 
erforderlich, den zeitlichen Geltungsbereich zu verändern 
und das Verbot erst ab jeweils 22:00 Uhr auszusprechen. 
Die zeitliche Beschränkung auf nunmehr 22:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages basierte insbesondere auf den dar-
gelegten Beobachtungen der Polizei Hamburg am vorheri-
gen Wochenende. Auch die fünfte Allgemeinverfügung 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke zeigte die beabsichtigte Wirkung. Den Lagebe-
richten der Polizei Hamburg ist zu entnehmen, dass ledig-
lich ein geringes Auftreten von Ansammlungen Personen 
zu verzeichnen war und die Lage überwiegend als ruhig und 
friedlich bezeichnet werden konnte. Auch wenn sich weni-
ger Personen im Bereich des Vergnügungsviertels St. Pauli 
aufhielten, waren jedoch die Lokalitäten im Bereich der 
Reeperbahn gut besucht. Insgesamt war im Vergleich zum 
vorherigen Wochenende das Personenaufkommen leicht 
gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der Personen war 
grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochenenden vor 
Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke – deutlich reduzier-
ter. Insbesondere für den Freitagabend war aber festzuhal-
ten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich aggressive Per-
sonen ab 21.00 Uhr und im weiteren Verlauf des Abends 
bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ auch für Freitag, 
den 4. September 2020 und Samstag, den 5. September 2020 
eine Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages, insbesondere im Stadtteil St. Pauli 
untersagt wurde. Die Polizei Hamburg und das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte kontrollierten in sog. Schwerpunkteinsät-
zen die Einhaltung des Verbots sowie die Einhaltung der 
Regelungen der Eindämmungsverordnung. Es bestätigten 
sich dabei die Feststellungen aus den vorangegangenen 
Wochenenden. Das erlassene Außer-Haus-Verkaufsverbot 
von alkoholischen Getränken wirkte sich erneut positiv auf 
die Anzahl und die Zusammensetzung der Besuchergrup-
pen aus. Regelmäßig hielten sich die Besucherinnen und 

Besucher an die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO. In Warteschlagen vor den Lokalen im 
Bereich der Reeperbahn wurden die Abstandsregelungen 
aber nicht durchgehend eingehalten. Temporär war es not-
wendig, im Bereich der „Großen Freiheit“ die Besucher-
ströme zu lenken bzw. Zugänge zu sperren. Von den Gast-
stätten oder Kioskbetreiber wurde das Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken ganz überwie-
gend eingehalten. Nur in Einzelfällen wurde festgestellt, 
dass mitgebrachte alkoholische Getränke im öffentlichen 
Raum konsumiert wurden. Alkoholisierte und zeitgleich 
latent aggressive Besucher waren ebenfalls nur vereinzelt 
anzutreffen.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Altersgruppe. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage durch externe Besucherinnen und Besu-
cher noch unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann 
aus dem Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk 
Hamburg-Mitte hineingetragen werden. Genauso ist eine 
Verbreitung in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes zu befürchten. Die beobachte-
ten Personengruppen zeichnen sich durch eine vergleichs-
weise hohe Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte zu einem 
Infektionsausbruch kommen (sog. Superspreader-Event), 
wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektions-
ketten, ausgeschaltet. „Superspreading Events“ („SSE“) 
sind Ereignisse, bei denen eine infektiöse Person eine 
Anzahl an Menschen ansteckt, die deutlich über die durch-
schnittliche Anzahl an Folgeinfektionen hinausgeht. Dar-
unter werden Einzelereignisse verstanden, im Gegensatz zu 
Situationen mit intensiver Übertragung, wo mehrere Ereig-
nisse, vielleicht sogar über mehrere Tage zum Übertra-
gungsgeschehen beitragen. Für das Auftreten eines „SSE“ 
sind drei Aspekte von Bedeutung: 1. die Anwesenheit eines 
Superspreaders, 2. die äußeren Begleitumstände (Setting) 
und 3. die Eigenschaften der Exponierten. Die individuelle 
Infektiosität unterliegt vermutlich einer großen Streuung, 
so dass wenige Personen sehr infektiös und viele weniger 
infektiös sind. Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, 
dass mache Personen besonders viele infektiöse Partikel 
beim Atmen, Sprechen oder Singen emittieren (sog. 
„super-emitter“). Darüber hinaus gibt es Begleitumstände, 
die eine ungewöhnlich hohe Übertragung begünstigen. Zu 
diesen gehören vor allem Situationen, in denen sich kleine, 
infektiöse Partikel (aerolisierte Partikel) im Raum anrei-
chern. Dazu tragen bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner 
Partikel durch Schreien oder Singen und Aktivitäten mit 
gesteigerter Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können 
extensive soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten 
sein. Auch wenn sich unter den Exponierten besonders 
viele vulnerable Personen befinden, kann es zu einer großen 
Anzahl an Übertragungen kommen. So sind ältere Personen 
und Personen mit bestimmten Vorerkrankungen empfäng-
licher.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat sich angesichts die-
ser Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
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Neuinfektionen sowie der Rückkehr der Hamburger Bürger 
und Bürgerinnen aus den Sommerurlauben als notwendige 
Schutzmaßnahme dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in den vorbenannten 
Gebieten erneut im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr 
eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen. Aufgrund der o.g. Erfahrungen wird dabei der 
räumliche und zeitliche Geltungsbereich des Verbots des 
letzten Wochenendes auch für das hiesige Wochenende 
gewählt

II.
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 

§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.
Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 

Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 

Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte ist bei ständiger Überprüfung 
ihrer möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen 
einerseits und der Berücksichtigung des Gewichts der ver-
bleibenden Grundrechtseingriffe andererseits darauf 
bedacht, in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende 
Annäherung an die Situation vor Beginn der Corona-Pan-
demie zu erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Locke-
rungen, mit denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko 
verbunden ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, 
diese stufenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden.

Durch größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. 
in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsumieren 
und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygienere-
geln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. Die 
Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg 
und des Bezirksamts Hamburg-Mitte haben vor dem erst-
maligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass 
aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol das 
Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der 
Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um 
der Gefahr des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge-
meinen Interesse.
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2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
nicht auf den öffentlichen Flächen, die von der Allgemein-
verfügung erfasst werden, ansammeln. Das Alkoholver-
kaufsverbot erleichtert die Einhaltung und die Durchset-
zung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO aber auch 
dort, wo gleichwohl Ansammlungen entstehen. Denn der 
geringere Alkoholisierungsgrad der Anwesenden verbessert 
die Einsicht und Kooperationsbereitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan-
sammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die poli-
zeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infekti-
onsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriff-
sintensitäten geht das Bezirksamt Hamburg-Mitte davon 
aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. 
Aufgrund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen sechs Wochen-
enden gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, 
dass derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, wel-
ches in gleicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel 
zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße- bei der Geschäftsaus-
übung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
ausgesprochen wurde, musste festgestellt werden, dass 
potentielle Kundinnen und Kunden dann auf andere 
Betriebe ausgewichen sind. Die epidemiologisch bedenkli-
chen Menschenansammlungen konnten durch diese Maß-
nahmen nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, 
um dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzu-
kommen.

Die Erfahrungen der sechs zurückliegenden Wochenen-
den haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive 
Untersagung das Entstehen epidemiologisch kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 
unterbunden werden kann. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus epidemio-
logischer Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Auch die nach wie vor recht hohe Anzahl an Besucherin-
nen und Besuchern machen das Alkoholverkaufsverbot 
zusätzlich erforderlich. Sie würden, wenn der AußerHaus-
Verkauf von alkoholischen Getränken erlaubt wäre, voraus-
sichtlich zu mehr und beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARSCoV-2EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei einer hohen Anzahl 
an Besucherinnen und Besuchern umso dringlicher, weil 
die Kapazität der konzessionierten Bereiche und der 
Außengastronomiebereiche schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 
Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
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Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz 
der allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und 
andererseits etwaigen Ausweichbewegungen von Besuche-
rinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird regelmäßig von auswärtigen Besucherinnen 
und Besuchern frequentiert. Die in diesem Bereich belege-
nen Betriebe dienen vordringlich der Versorgung der Besu-
cherinnen und Besucher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
geht allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke an den Schwerpunkten sodann mit Abwande-
rungsbewegungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten 
zu rechnen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen 
Wochen zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 
sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze 
bis mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Altona haben bereits 
angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, 
sodass sichergestellt werden kann, dass sich das infektions-
schutzrechtlich problematische Geschehen nicht schlicht 
in andere Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham-
burg der letzten Wochenenden Rechnung. Demnach wird 
die Lage von 20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg 
noch in allen Gebieten als friedlich und entspannt wahrge-
nommen. Allerdings steigen die Besucherzahlen in allen 
Bereichen, insbesondere der Umgebung der Reeperbahn 
und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag 
deutlich an. Auch ist zu konstatieren, dass aggressive und 
alkoholisierte Personen in dieser Zeitspanne anzutreffen 
sind. Dass die Lage, insbesondere am letzten Wochenende, 
dennoch als insgesamt ruhig bewertet werden konnte und 
ein geringes Auftreten von Ansammlungen im öffentlichen 
Raum zu verzeichnen war, ist auf den Erlass der vorherigen 

Allgemeinverfügungen zurückzuführen und unterstreicht 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme. 
Ein Verzicht auf diese Maßnahme zum jetzigen Zeitpunkt 
ist aus epidemiologischer Sicht nicht geboten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe nicht 
zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir-
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftli-
chen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende (11 
September bis 12. September 2020) jeweils von 22:00 Uhr 
bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen 
ist, dass auch am kommenden Wochenende zu diesem Zeit-
punkt wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bürger das 
betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein im öffent-
lichen Raum aufsuchen werden. Die Erkenntnisse der letz-
ten Wochenenden haben gezeigt, dass derzeit eine zeitliche 
Beschränkung auf 22:00 Uhr ausreicht, um das mit der All-
gemeinverfügung bezweckte Ziel, die Einhaltung des 
Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine etwaige zeitliche Vor-
verlagerung würde die Betroffenen voraussichtlich über das 
gebotene Maß hinaus einschränken

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirk-
samt Hamburg-Mitte verkennt nicht, dass mit dem aberma-
ligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der vor Ort ansässigen 
Kioskbetreiber – einhergeht. In Anbetracht der möglichen 
Folgen einer weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 kann die Entscheidung über die notwendigen Infek-
tionsschutzmaßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach 
Kassenlage“ getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für 
Kioskbetreiber, sondern auch für viele andere Branchen 
und Gewerbetreibende. Ein unzumutbares Sonderopfer 
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wird den Kioskbetreibern daher durch das Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke nicht abver-
langt. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens dürf-
ten die Folgen für die Kioskbetreiber geschmälert werden.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erkennt an, dass es sich 
bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen mögli-
cherweise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
einschlägige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, 
die von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als 
Störer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen 
(siehe VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 
20 Cs 20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenen-
den Ende Juni und Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Hamburg-Mitte kann leider noch 
nicht von einem verantwortungsbewussten Verhalten der 
Besucherinnen und Besucher ausgegangen werden, sodass 
ein behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. 
Dies wird dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen 
Wochenenden weiterhin Verstöße gegen die Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir-
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die hohe Anzahl an Besu-
cherinnen und Besuchern machen die verlässliche Einhal-
tung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO im öffentli-
chen Raum noch dringlicher. Vor dem Hintergrund des 
weiterhin bestehenden hohen Infektionsrisikos, des aktuel-
len Anstiegs der Neuinfektionszahlen und im Sinne einer 
effektiven Gefahrenabwehr sind daher weiterhin Maßnah-
men zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten 
können.

5.
Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 

Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirk-
samts Hamburg-Mitte nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate des Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.
Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 

gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-

waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz. 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für das bevorste-
hende Wochenende vom 11. September bis 12. September 
2020 angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung der Allge-
meinverfügung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem 
Zeitverlust führen und die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung wurde am 10. September 2020 
auf der Internetseite des Bezirksamtes Hamburg-Mitte 
(https://www.hamburg.de/mitte) zugänglich gemacht und 
wird somit am 11. September 2020 wirksam.Die Allgemein-
verfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 HmbVwVfG im 
Innenhof des Bezirksamts Hamburg-Mitte, Caffamacher-
reihe 1-3, 20355 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nach-
stehende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß  
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
10. September 2020, 14:45 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/eims-
buettel abrufbar.

Hamburg, den 10. September 2020

Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 1835

Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Eimsbüttel 
vom 10. September 2020 zum Verbot des 

Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung 
über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom  
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die 
folgende Allgemeinverfügung:

1.  Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen Geträn-
ken innerhalb des in der Anlage dargestellten räumli-
chen Geltungsbereichs ist am Freitag, den 11. Septem-
ber 2020 und Samstag, den 12. September 2020, jeweils 
von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoholi-
schen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.  Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite unter https://
www.hamburg.de/eimsbuettel als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig 
vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres- akutes- respiratorisches- 
Syndrom- Coronavirus- 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 

Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits, bevor die Infizierten die Symp-
tome entwickeln oder bei nur sehr geringer Symptomatik 
übertragen werden– das macht es schwer, seine Ausbreitung 
zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemiege-
schehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen mit 
vielen Fällen. Die Gefährdung für die Gesundheit der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland wird, insbe-
sondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, nach der 
Bewertung des Robert Koch-Instituts, das für die Vorbeu-
gung übertragbarer Krankheiten und die Verhinderung der 
Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere Exper-
tise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. 
Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnissen ist 
die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das Robert 
Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder zu ein-
zelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße errei-
chen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten Fälle 
ist insbesondere seit der 30. Kalenderwoche angestiegen. 
Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt an 
Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation muss 
unbedingt vermieden werden, da das Robert Koch-Institut 
die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland nach wie vor weiterhin insgesamt als hoch 
einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. Einer-
seits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhindern, 
dass auch die älteren und besonders gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. Sobald 
sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, muss auch 
mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und Todesfälle 
gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver-
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 μm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 μm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
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schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht. Da weder eine 
spezifische Therapie noch eine Impfung zur Verfügung 
stehen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen werden, die 
darauf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus so gut wie 
möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der 
Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des Robert 
Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen-
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coron-
avirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – Hmb SARS-CoV-2-
EindämmungsVO), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 08. September 2020, entsprechende Vorgaben erlassen. 
Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Per-
son aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Per-
sonen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein 
absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen Stellen zur Vermeidung der 
Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand von 1,5 
m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen gel-
ten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein-
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt auch in der aktuellen 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infekti-
onsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern. Sofern insbe-
sondere im Zusammenhang mit dem Konsum von alkoho-
lischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, die 
verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel, als der für 
den Bezirk Hamburg Eimsbüttel zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlas-
sen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen 
besondere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz 
vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit 
begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüttel, kon-
kret in dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im Umfeld der 
Altonaer Straße (Eimsbütteler Schanze), in den Abendstun-
den sowie zur Nachtzeit festgestellt. Aufgrund der zurück-
liegenden Lockerungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO und der damit einhergehenden Zunahme des 
geselligen Zusammenseins erfährt der vorgenannte Bereich 
einen stetigen Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, 
sowohl in den dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf 
den umliegenden öffentlichen Flächen und Wegen. Dabei 
war in der Regel festzustellen, dass viele der anwesenden 
Personen ohne die gebotenen Abstände dicht und sichtlich 
alkoholisiert beieinander standen. Aufforderungen der Ein-
satzkräfte, die Abstandsregelungen einzuhalten, waren 
nicht geeignet, eine Verhaltensänderung der Besucherin-
nen und Besucher zu erreichen. Vor Erlass der Allgemein-
verfügungen zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoho-
lischer Getränke stellten die Bereiche vor Alkoholverkaufs-
stellen in den Vergnügungsvierteln besondere Brennpunkte 
dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vorplätze von 
Kiosken und Gaststätten mit Außer-Haus-Verkauf alkoho-
lischer Getränke. Es bildeten sich lange Personenschlan-
gen, die Verkaufsstellen waren zeitweilig überfüllt.

Im Bezirk Altona wurde bereits am Wochenende vom 
Freitag, den 26. Juni 2020 bis zum Sonntag, den 28. Juni 
2020, einzelnen Betrieben der Außer-Haus-Verkauf von 
Alkohol untersagt. Diese punktuellen Maßnahmen konn-
ten eine verlässliche Einhaltung der Regelungen der Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. 
Die zunächst sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise 
zu Abwanderungstendenzen in andere Bereiche und waren 
nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei Hamburg 
konnte nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 
auf eine Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO insbesondere im unmittelbar angrenzenden 
Stadtteil Sternschanze festgestellt. Einhergehend mit der 
Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl die Vergnü-
gungs- als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und 
auf St. Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. 
Am Wochenende zwischen dem 24. Juli 2020 und dem 26. 
Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzahlen erreicht 
worden, wie sie vor den beschränkenden Maßnahmen vor 
der Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht-
stunden bei Besucherinnen und Besuchern an den belieb-
ten Orten wiederholt sehr groß, insbesondere in den Berei-
chen Sternschanze und Große Freiheit auf St. Pauli. Wie-
derholt mussten Einsatzkräfte der Polizei Besucherströme 
lenken und in Teilen die Straßen gegen einen weiteren 
Zulauf absperren. Für den Bereich der Sternschanze konnte 
am 25. Juli 2020 festgestellt werden, dass in der Spitze zwi-
schen 20 Uhr und 24 Uhr bis zu 1.400 Besucherinnen und 
Besucher allein den Bereich Schulterblatt/Piazza aufge-
sucht hatten. Die Besucherinnen und Besucher des Stadt-
teils brachten nur in seltenen Fällen alkoholische Getränke 
zum Verzehr selbst mit. Der Erwerb von alkoholischen 
Getränken an den Kiosken bzw. Gaststätten führte zu 
einem sehr großen Andrang vor den entsprechenden Objek-
ten. In den späten Abend- bzw. Nachstunden kam es alko-
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holbedingt zu einem enthemmten, teilweise auch zügello-
sem Verhalten der Besucherinnen und Besucher. Der Orts-
teil Sternschanze liegt in unmittelbarer Nähe zum oben 
genannten Bereich der Altonaer Straße des Zuständigkeits-
bereiches des Bezirksamtes Eimsbüttel und ist als „Eims-
bütteler Schanze“ dem Schanzenviertel – nicht jedoch dem 
Ortsteil Sternschanze – zuzuordnen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO auszusprechen. Dies hatte zur Folge, dass 
der Bedarf an alkoholischen Getränken fast vollständig aus 
Kiosken gedeckt wurde. Dabei konnte festgestellt werden, 
dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen Abwan-
derungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur Folge 
hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, in 
denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein-
satzkräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, 
befolgt. Es ist zu erwarten, dass die Schließung der Alkohol-
verkaufsstellen und Lokale im Bereich des Schulterblatts zu 
Abwanderungsbewegungen in Richtung Altonaer Straße 
führen wird.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs-alkoholischer Getränke der Be-
zirksämter Altona, Eimsbüttel und Hamburg-Mitte haben 
gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, um ausrei-
chenden bzw. umfassenden Infektionsschutz Rechnung zu 
tragen. Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, dass 
es zu Situationen gekommen ist, die es der Polizei Hamburg 
nicht mehr möglich machten, die Einhaltung des Abstands-
gebots und der Hygienevorgaben ohne die Anwendung 
unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Es bedarf zusätzli-
cher Maßnahmen, die sicherstellen, dass den Regelungen 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, insbesondere 
dem Abstandsgebot gemäß § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO, nachgekommen wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Eims-
büttel als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 
IfSG am 30. Juli 2020 eine erste Allgemeinverfügung erlas-
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 2. 
August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folge-
tages in dem betroffenen Ortsteil untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg zeigten , dass an jenem Wochenende im 
Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im Juli 
2020 weniger Personen in den betroffenen Vergnügungs-
vierteln unterwegs waren und sich wesentlich weniger Per-
sonenansammlungen bildeten. Es konnte insbesondere fest-
gestellt werden, dass sich die Besucherinnen und Besucher 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung weitestgehend 
an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
hielten und sich zum überwiegenden Teil verständnisvoll 
und kooperativ verhielten. Dennoch ereigneten sich erneut 
Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot sowie gegen die 
allgemeinen Hygienevorgaben der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO, sodass die Polizei Hamburg in den Einsatz-
bereichen der Polizeikommissariate 15, 16 und 21 die zahl-
reiche Ordnungswidrigkeitenverfahren einleiten, mehrere 
Partys auflösen und Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel erließ für das dar-
auffolgende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-

Haus-Verkaufs von Alkohol für den betroffenen Ortsteil, 
wobei nach Überprüfung der Sach- und Rechtslage, insbe-
sondere nach Auswertung der Lageberichte der Polizei 
Hamburg, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbe-
reich der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur 
vorangegangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde 
der Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur für 
Freitag, den 7. August 2020 und für Samstag, den 8. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
untersagt. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham-
burg bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots 
nochmals. Die Polizei Hamburg stellte erneut ein geringe-
res Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 
2020 ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengas-
tronomie sehr gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen ließen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, dass die 
Anwesenden sich in den Randbereichen der Verbotszone 
mit alkoholischen Getränken versorgt und die Verbotszone 
sodann aufgesucht hätten.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamtes 
Hamburg Eimsbüttel ordnete ein Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken auch für das darauf-
folgende Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für 
Freitag, den 14. August 2020 und für Samstag, den 15. Au -
gust 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgeta-
ges. Auch das dritte Alkoholverkaufsverbot trug nach den 
Feststellungen der Polizei Hamburg maßgeblich zur besse-
ren Einhaltung des Abstandsgebotes und der Kontaktbe-
schränkungen bei. Die Besucherzahl stieg in den Vergnü-
gungsvierteln zwar merklich gegenüber dem Vorwochen-
ende an. Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich innerhalb von 
Warteschlangen vor Gaststätten die Überfüllung einzelner 
Straßen. Die polizeilichen Maßnahmen in Form von 
Gesprächen mit den Anwesenden und zeitweiligen Sper-
rungen von Straßenzügen trafen jedoch überwiegend auf 
Einsicht und Kooperationsbereitschaft. Die konstruktive 
Haltung der Anwesenden lässt sich augenscheinlich durch 
den geringeren Alkoholisierungsgrad erklären, der gegen-
über den Wochenenden vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten merklich herabgesetzt war. Wei-
tere Ansammlungen im öffentlichen Raum waren nicht 
festzustellen. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoho-
lischer Getränke zeigte erneut Wirkung, wobei die Polizei 
keine Umgehungen durch das Mitbringen von alkoholi-
schen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Auch für den Zeitraum von Freitag, den 21. August 2020 
bis Samstag, den 22. August 2020, erließ das Bezirksamt 
Eimsbüttel eine weitere Allgemeinverfügung. Die vierte 
Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke, das jeweils von 20:00 bis 6:00 Uhr 
des Folgetages galt, zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße 
konnten nur vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besu-
cherinnen und Besucher führten außerhalb des Geltungsbe-
reichs erworbenen Alkohol mit sich. Ansammlungen in den 
Vergnügungsvierteln waren nur vereinzelt und nicht durch 
große Menschenmengen festzustellen. Die Besucherzahlen 
stiegen in allen Bereichen, insbesondere in der Umgebung 
der Reeperbahn und Sternschanze und deren angrenzenden 
Randbereiche, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deut-
lich an. Ab 22:00 Uhr wechselte das touristisch geprägte 
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Publikum und Gastronomiebesuchern zu eher vergnü-
gungsorientierten, jüngeren Besucherinnen und Besuchern. 
Im weiteren Verlauf des Abends, insbesondere im Verlauf 
des Freitagsabends, wurden verstärkt in den Vergnügungs-
vierteln teils aggressive jüngere Besucherinnen und Besu-
cher angetroffen. Es konnte ein steigendes Unverständnis 
bei Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbe-
treibern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsver-
bot oder die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO festge-
stellt wurden, beobachtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel, auch 
für das folgende Wochenende von Freitag, den 28. August 
2020, bis Samstag, den 29. August 2020, ein Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke mittels All-
gemeinverfügung auszusprechen. Der räumliche Geltungs-
bereich der vorherigen Allgemeinverfügung wurde beibe-
halten. Allerdings hielt das Bezirksamt Hamburg Eimsbüt-
tel es für erforderlich, den zeitlichen Geltungsbereich zu 
verändern und das Verbot erst ab jeweils 22:00 Uhr auszu-
sprechen. Die zeitliche Beschränkung auf nunmehr 22:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages basierte insbesondere auf 
den dargelegten Beobachtungen der Polizei Hamburg am 
vorherigen Wochenende.

Auch die fünfte Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke zeigte die 
beabsichtigte Wirkung. Den Lageberichten der Polizei 
Hamburg war zu entnehmen, dass lediglich ein geringes 
Auftreten von Ansammlungen zu verzeichnen war und die 
Lage überwiegend als ruhig und friedlich bezeichnet wer-
den konnte. Auch wenn sich weniger Personen im Bereich 
der Vergnügungsviertel und den angrenzenden Bereichen 
aufhielten, waren jedoch die Lokalitäten z. B. im Bereich 
der Reeperbahn gut besucht. Insgesamt war im Vergleich 
zum vorherigen Wochenende das Personenaufkommen 
leicht gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der Personen 
war grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochenenden vor 
Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke- deutlich reduzier-
ter. Insbesondere für den Freitagabend war aber festzuhal-
ten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich aggressive Per-
sonen ab 21.00 Uhr und im weiteren Verlauf des Abends 
bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erließ auch für Freitag, den 
4. September 2020 und Samstag, den 5. September 2020, 
eine Allgemeinverfügung mit der der Außer-Haus-Verkauf 
alkoholischer Getränke jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr 
des Folgetages untersagt wurde. In den von der Polizei 
durchgeführten Einsätzen in den Vergnügungsvierteln, u.a 
im Bereich der „Schanze“, bestätigten sich die Feststellun-
gen aus den vorangegangenen Wochenenden. Das erlassene 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischen Getränken 
wirkte sich erneut positiv auf die Anzahl und Zusammen-
setzung der Besuchergruppen aus und der Alkoholisie-
rungsgrad der Personen war im Vergleich zu den Wochen 
ohne das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke deutlich reduzierter. Dennoch konnten wiederum 
alkoholisierte, enthemmte, und zum Teil aggressive Perso-
nen festgestellt werden. In den Warteschlangen vor Loka-
len in den Vergnügungsvierteln wurde das Abstandsgebot 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO wiederum nicht 
durchgehend eingehalten. Es mussten mehrere Platzver-
weise ausgesprochen werden. Zudem musste einige wenige 
Personen in Gewahrsam genommen werden. Auch am 
Samstag, den 5. September 2020, mussten im Bereich der 
Sternschanze erneut Verstöße gegen das geltende Abstands-
gebot, sowie gegen das Verbots des Außer-Haus- Verkaufs 
alkoholischer Getränke festgestellt und geahndet werden. 

Aufgrund des hohen Personenandrangs im Einlassbereich 
einzelner Gaststätten und der zum Teil überfüllten Lokale, 
kam es erneut zu mehreren Verstößen gegen das geltende 
Abstandsgebot in den Vergnügungsvierteln.

Der von der Allgemeinverfügung betroffene Ort in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen 
gehört zu der stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betrof-
fenen Altersgruppe, wobei die Entwicklung des Infektions-
geschehens in den zurückliegenden Wochen gezeigt hat, 
dass die Altersgruppe der 20 bis 39-jährigen aktuell zur 
deutlich am stärksten betroffenen Alterskohorte zählt. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeit über den Bezirk Eimsbüttel hinaus äußerst 
attraktiv wirkt. Deshalb steht zu befürchten, dass die Infek-
tionslage durch externe Besucherinnen und Besucher noch 
unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann aus dem 
Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk Eimsbüttel 
hineingetragen werden. Genauso ist eine Verbreitung in 
andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg und des 
Umlandes zu befürchten. Die beobachteten Personengrup-
pen zeichnen sich durch eine vergleichsweise hohe Mobili-
tät aus, was zu einem wesentlich höheren Infektionsrisiko 
beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren Menschenan-
sammlung im Bezirk Eimsbüttel zu einem Infektionsaus-
bruch kommen (sog. Superspreader-Event), wäre ein sehr 
wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdienstes, 
nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, ausge-
schaltet. „Superspreading Events“ („SSE“) sind Ereignisse, 
bei denen eine infektiöse Person eine Anzahl an Menschen 
ansteckt, die deutlich über die durchschnittliche Anzahl an 
Folgeinfektionen hinausgeht. Darunter werden Einzeler-
eignisse verstanden, im Gegensatz zu Situationen mit inten-
siver Übertragung, wo mehrere Ereignisse, vielleicht sogar 
über mehrere Tage zum Übertragungsgeschehen beitragen. 
Für das Auftreten eines „SSE“ sind drei Aspekte von 
Bedeutung: 1. die Anwesenheit eines Superspreaders, 2. die 
äußeren Begleitumstände (Setting) und 3. die Eigenschaf-
ten der Exponierten. Die individuelle Infektiosität unter-
liegt vermutlich einer großen Streuung, so dass wenige 
Personen sehr infektiös und viele weniger infektiös sind. 
Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, dass mache Perso-
nen besonders viele infektiöse Partikel beim Atmen, Spre-
chen oder Singen emittieren (sog. „super-emitter“). Darü-
ber hinaus gibt es Begleitumstände, die eine ungewöhnlich 
hohe Übertragung begünstigen. Zu diesen gehören vor 
allem Situationen, in denen sich kleine, infektiöse Partikel 
(aerolisierte Partikel) im Raum anreichern. Dazu tragen 
bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner Partikel durch 
Schreien oder Singen und Aktivitäten mit gesteigerter 
Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können extensive 
soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten sein. Auch 
wenn sich unter den Exponierten besonders viele vulner-
able Personen befinden, kann es zu einer großen Anzahl an 
Übertragungen kommen. So sind ältere Personen und Per-
sonen mit bestimmten Vorerkrankungen empfänglicher.

Das Bezirksamt Eimsbüttel hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr Hamburger Bürgerin-
nen und Bürger aus den Sommerurlauben als notwendige 
Schutzmaßnahme dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in dem vorgenannten 
Gebiet im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr eines 
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unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen. Aufgrund der o.g. Erfahrungen wird dabei der 
räumliche und zeitliche Geltungsbereich des Verbots des 
letzten Wochenendes auch für das hiesige Wochenende 
gewählt

II.
Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 

Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.
Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 

Ansammlungen von Personen, bei denen aufgrund einer 
Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle 
sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
weiterhin zu befolgenden Vorgaben einzuhalten, im räumli-
chen Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zu verhin-
dern. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere 
zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheitssystems 
geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen, Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 

Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Eimsbüttel ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer-
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei-
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe-
rung an die Situation vor Beginn der Corona-Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu-
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg haben vor dem erstmaligen Erlass von Alkohol-
verkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der enthemmen-
den Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot nicht einge-
halten wird. Die Einhaltung der Abstandsregelungen ist 
jedoch von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr des weite-
ren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begegnen. Maß-
nahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet ist, die 
Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. deren 
Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unterstüt-
zen, dienen somit einem berechtigten, allgemeinen Inter-
esse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
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zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam-
meln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Einhal-
tung und die Durchsetzung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe-
reitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan-
sammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die poli-
zeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infekti-
onsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Zudem zeigen die Erfahrungen der vergangenen 
Wochenenden, dass die Allgemeinverfügung das Ziel för-
dert und damit geeignet ist. Ausweislich des Lagebildes der 
Polizeikommissariate 15, 16, 21 und 23 hatte das Verkaufs-
verbot Auswirkungen auf die Anzahl und Zusammenset-
zung der Besuchergruppen. Es wurden insgesamt weniger 
Personen vor Ort festgestellt. Dies hatte zur Folge, dass die 
Anzahl und die Verdichtung der Menschansammlungen 
sich reduzierten.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriff-
sintensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel davon aus, 
dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 

des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen sechs Wochen-
enden gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, 
dass derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, wel-
ches in gleicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel 
zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in dem betroffenen Bereich für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
ausgesprochen wurde, musste festgestellt werden, dass 
potentielle Kundinnen und Kunden dann auf andere 
Betriebe ausgewichen sind. Die epidemiologisch bedenkli-
chen Menschenansammlungen konnten durch diese Maß-
nahmen nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, 
um dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzu-
kommen.

Die Erfahrungen der sechs zurückliegenden Wochenen-
den haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive 
Untersagung das Entstehen epidemiologisch kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 
unterbunden werden kann. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus epidemio-
logischer Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 
Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz 
der allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und 
andererseits etwaigen Ausweichbewegungen von Besuche-
rinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist aber auch erforderlich, den räumlichen Geltungs-
bereich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehal-
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ten. Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis-
sen. Der Bereich der Eimsbütteler Schanze wird regelmäßig 
von auswärtigen Besucherinnen und Besuchern frequen-
tiert. Die in diesem Bereich ansässigen Betriebe dienen 
vordringlich der Versorgung der Besucherinnen und Besu-
cher mit alkoholischen Getränken. Insofern wird einerseits 
dem Grundsatz der allgemeinen Gleichbehandlung Rech-
nung getragen, wonach wesentlich Gleiches gleich und 
wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln ist. Anderer-
seits wird durch den konkreten Zuschnitt des räumlichen 
Geltungsbereiches etwaigen Ausweichbewegungen von 
Besucherinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht 
allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Unter-
sagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
an den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewe-
gungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rech-
nen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen 
zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu-
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter 
Altona und Hamburg-Mitte haben bereits angekündigt, 
ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass sicher-
gestellt werden kann, dass sich das infektionsschutzrecht-
lich problematische Geschehen nicht schlicht in andere 
Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham-
burg am Wochenende vom 21. bis 22. August 2020 und an 
den beiden zurückliegenden Wochenenden Rechnung. 
Demnach wird die Lage von 20:00 bis 22:00 Uhr von der 
Polizei Hamburg noch in allen Gebieten als friedlich und 
entspannt wahrgenommen. Allerdings steigen die Besu-
cherzahlen in allen Bereichen, insbesondere in der Umge-
bung der Reeperbahn und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 
2:00 Uhr am Folgetag deutlich an. Auch ist zu konstatieren, 
dass aggressive und alkoholisierte Personen in dieser Zeit-
spanne anzutreffen sind. Dass die Lage, insbesondere am 
letzten Wochenende, dennoch insgesamt als ruhig bewertet 
werden konnte und ein geringes Auftreten von Ansamm-
lungen im öffentlichen Raum zu verzeichnen war, ist auf 
den Erlass der vorherigen Allgemeinverfügungen zurück-

zuführen und unterstreicht die Notwendigkeit und Zweck-
mäßigkeit dieser Maßnahme. Ein Verzicht auf diese Maß-
nahme zum jetzigen Zeitpunkt ist aus epidemiologischer 
Sicht nicht geboten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen. Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe 
nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkun-
dig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz (GG) beeinträch-
tigt. Die Auswirkungen des Eingriffs beschränken sich 
jedoch auf einen überschaubaren Zeitraum und betreffen – 
hinsichtlich des Einzelhandels – lediglich einen Randbe-
reich der geschäftlichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende (11. 
bis 12. September) jeweils von 22:00 Uhr bis um 6:00 Uhr 
des Folgetages beschränkt, da anzunehmen ist, dass auch 
am kommenden Wochenende zu diesem Zeitpunkt wieder 
vermehrt viele Besucherinnen und Besucher das betroffene 
Gebiet zum geselligen Zusammensein im öffentlichen 
Raum aufsuchen werden. Die Erkenntnisse der letzten drei 
Wochenenden (21. August bis 22. August , 28. August bis 
29. August sowie 4. bis 5. September 2020) haben gezeigt, 
dass derzeit eine zeitliche Beschränkung auf 22:00 Uhr aus-
reicht, um das mit der Allgemeinverfügung bezweckte Ziel, 
die Einhaltung des Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine 
etwaige zeitliche Vorverlagerung würde die Betroffenen 
voraussichtlich über das gebotene Maß hinaus einschrän-
ken. Eine etwaige Ausweitung auf Sonntag ist unangemes-
sen, da zu dieser Zeit kein vergleichbares Vergnügungsge-
schehen zu beobachten ist

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks-
amt Eimsbüttel verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegenüber dem 
vergangenen Wochenende weitergehende, weil fortgesetzte 
und vertiefte wirtschaftliche Belastung der Gewerbetreiben-
den – insbesondere der vor Ort ansässigen Kioskbetreiber 
– einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer 
weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann 
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die Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutz-
maßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ 
getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetrei-
ber, sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbe-
treibende. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens 
auf nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages, dürf-
ten die wirtschaftlichen Belastungen für die Kioskbetreiber 
auch geschmälert werden.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erkennt an, dass es sich bei 
den von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicher-
weise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
aktuelle Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die 
von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Stö-
rer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen (siehe 
VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 20 Cs 
20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenenden 
Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Eimsbüttel kann leider noch nicht 
von einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besu-
cherinnen und Besucher der von dieser Allgemeinverfü-
gung betroffenen Bereiche ausgegangen werden, sodass ein 
behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. Dies 
wird dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen 
Wochenenden weiterhin Verstöße gegen die Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir-
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die hohe Anzahl an Besu-
cherinnen und Besuchern in den Vergnügungsvierteln 
machen die verlässliche Einhaltung der Hmb SARS-CoV-2-
EindämmungsVO im öffentlichen Raum noch dringlicher. 
Vor dem Hintergrund des weiterhin bestehenden hohen 
Infektionsrisikos, des aktuellen Anstiegs der Neuinfekti-
onszahlen und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr 
sind daher weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich 
auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirk-
samtes Eimsbüttel nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate des Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.
Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 

gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für das bevorste-
hende Wochenende vom 11. September bis 12. September 
2020 in der Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung der Allgemein-
verfügung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem Zeitver-
lust führen und die Allgemeinverfügung könnte somit für 
das bevorstehende Wochenende keine Wirksamkeit entfal-
ten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 
62-66, 20144 Hamburg, eingesehen werden. Die Allgemein-
verfügung wurde am 10. September 2020 auf der Internet-
seite des Bezirksamtes Eimsbüttel (https://www.hamburg.
de/eimsbuettel ) zugänglich gemacht und wird somit am  
11. September 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 

Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt-
tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise
Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-

lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
10. September 2020 um 13:00 Uhr auf der Internetseite des 
Bezirksamts Altona unter https://www.hamburg.de/altona 
zugänglich gemacht worden.

Hamburg, den 10. September 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1844

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung des 
Bezirksamts Altona vom 10. September 2020 zum Verbot  

des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung über Zustän-
digkeiten im Infektionsschutzrecht vom 27. März 2001 
(HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch Anordnung 
vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allge-
meinverfügung:

1.  Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen Geträn-
ken innerhalb der in der Anlage dargestellten räumli-
chen Geltungsbereiche ist am Freitag, 11. September 
2020 und Samstag, 12. September 2020 jeweils von 22:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenom-
men hiervon ist der Ausschank von alkoholischen 
Getränken im konzessionierten Bereich, einschließlich 
der genehmigten Außengastronomie von Gaststätten, 
für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.  Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite https://www.
hamburg.de/altona als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig 
vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres akutes respiratorisches Syn-
drom-Coronavirus-2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 

steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits bevor die Infizierten die Symp-
tome entwickeln oder bei nur sehr geringer Symptomatik 
übertragen werden – das macht es schwer, seine Ausbrei-
tung zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemie-
geschehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen 
mit vielen Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland wird, insbesondere mit Blick 
auf die aktuelle Reisesaison, nach der Bewertung des 
Robert-Koch-Instituts, das für die Vorbeugung übertragba-
rer Krankheiten und die Verhinderung der Weiterverbrei-
tung von Infektionen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 
IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. Nach den vorlie-
genden medizinischen Erkenntnissen ist die Erkrankung 
sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten 
Fälle ist insbesondere seit der 30. Kalenderwoche angestie-
gen. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt 
an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation 
muss unbedingt vermieden werden, da das Robert-Koch-In-
stitut die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung 
in Deutschland nach wie vor insgesamt als hoch einschätzt, 
für Risikogruppen sogar als sehr hoch. Einerseits muss der 
Anstieg in den jüngeren Bevölkerungsgruppen gebrochen 
werden, andererseits gilt es, zu verhindern, dass auch die 
älteren und besonders gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
wieder vermehrt betroffen werden. Sobald sich wieder ver-
mehrt ältere Menschen infizieren, muss auch mit einem 
Anstieg der Hospitalisierungen und Todesfälle gerechnet 
werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver-
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 μm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 μm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen, werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
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sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 – 2 m um 
eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen 
werden, die darauf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus 
so gut wie möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesund-
heit der Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des 
Robert-Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen-
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab. Hierfür hat die Freie und Hansestadt Ham-
burg mit der Verordnung zur Eindämmung der Ausbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Han-
sestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindäm-
mungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl. 2020, S. 365), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 8. September 2020 (HmbGVBl. 
S. 425) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufgerufen, 
die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als den 
Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut nötiges 
Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlungen der 
zuständigen Stellen zur Vermeidung der Übertragung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu geeignete 
Hygienemaßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 dieser 
Vorschrift müssen Personen an öffentlichen Orten grund-
sätzlich einen Mindestabstand von 1,5 m zueinander ein-
halten (Abstandsgebot). Ausnahmen gelten nur in einem 
eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein-
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es weiterhin, auch in 
der aktuellen Situation, die trotz der vom Hamburger Senat 
beschlossenen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbe-
schränkungen und Abstandhalten als wirksame Maßnah-
men des Infektionsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Altona, als der für den 
Bezirk Altona zuständigen Infektionsschutzbehörde, ist, 
die Lockerungen der Beschränkungen, die vom Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit 
Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen besondere Gefahren-
lagen erkannt und ihnen zum Schutz vor Infektionsgefah-
ren für die menschliche Gesundheit begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 

zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Altona in den 
Abendstunden sowie zur Nachtzeit der Wochenenden fest-
gestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der damit ein-
hergehenden Zunahme des geselligen Zusammenseins 
erfahren vornehmlich die Stadtteile Sternschanze und 
Ottensen des Bezirks Altona einen stetigen Zustrom an 
Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gas-
tronomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentli-
chen Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei 
festgestellt werden, dass viele der anwesenden Personen 
ohne die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholi-
siert beieinander standen. Aufforderungen der Einsatz-
kräfte, die Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht 
geeignet, eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und 
Besucher zu erreichen. Auffälligstes Merkmal des abendli-
chen und nächtlichen Nutzungsverhaltens war, dass sich 
die Besucherkreise nicht an die Abstands- und Hygienevor-
gaben hielten.

Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten die 
Bereiche vor Alkoholverkaufsstellen besondere Brenn-
punkte dar. Diese umfassten die Eingangsbereiche und 
Vorplätze von Kiosken und Gaststätten mit Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken. Vor ihnen bildeten 
sich lange Personenschlangen und die Verkaufsstellen 
waren zeitweilig überfüllt. An den vergangenen Wochenen-
den wurde teilweise auch ein erhöhtes Aggressionspotenzial 
festgestellt. Bei polizeilichen Maßnahmen zur Überwa-
chung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zeigten die 
Besucherinnen und Besucher zwar Verständnis, deuteten 
Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die 
angesprochenen Personen nach polizeilicher Ansprache 
nicht freiwillig.

Das Bezirksamt Altona hatte bereits am Wochenende 
vom Freitag, den 26. Juni 2020, bis Sonntag, den 28. Juni 
2020, einzelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von 
alkoholischen Getränken untersagt. Diese punktuellen 
Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge 
waren nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei 
Hamburg konnte auch nicht festgestellt werden, dass die 
verantwortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von Einzel-
handelsgeschäften auf eine Einhaltung der Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben 
konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO insbesondere in den Stadtteilen Sternschanze 
und St. Pauli feststellen müssen. Einhergehend mit der 
Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl die Vergnü-
gungs- als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze, 
Ottensen und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Am Wochenende zwischen dem 24. Juli 
und dem 26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzah-
len erreicht worden, wie sie vor den beschränkenden Maß-
nahmen vor der Eindämmung der Pandemie im März 2020 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht-
stunden bei Besucherinnen und Besuchern an den belieb-
ten Orten wiederholt sehr groß, insbesondere in den Berei-
chen Sternschanze und Große Freiheit auf St. Pauli. Wie-
derholt mussten Einsatzkräfte der Polizei Besucherströme 
lenken und in Teilen die Straßen gegen einen weiteren 
Zulauf absperren.
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Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und des 
vorhandenen Baumbewuchses eine räumliche Enge. In den 
Abend- und Nachtstunden verstärkten zunehmende Besu-
cherzahlen diese räumliche Enge spürbar. Einerseits ver-
suchten viele Besucherinnen und Besucher über die Reeper-
bahn die Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und 
vergleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Frei-
heit hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Ham-
burg eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeu-
tung. Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls 
ihren Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen 
dadurch verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher ver-
suchten, sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholi-
schen Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlan-
gen, an denen sich Besucherinnen und Besucher vor-
beizwängten. Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens 
der Gäste sowie Kundinnen und Kunden nur sehr selten 
getragen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte festgestellt 
werden, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlangen, 
in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein-
satzkräfte führte zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu 
einer Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke der 
Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und Hamburg-Mitte 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Altona 
als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 IfSG am 
30. Juli 2020 eine erste Allgemeinverfügung erlassen, mit 
der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
für das Wochenende vom 31. Juli bis zum 2. August 2020 
jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages in den 
vorbenannten Stadtteilen untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg und des Bezirksamts Altona zeigten, dass 
an jenem Wochenende im Vergleich zu den vorangegange-
nen Wochenenden im Juli 2020 weniger Personen in den 
betroffenen Vergnügungs- und Brennpunktvierteln auf St. 
Pauli und Altona unterwegs waren und sich wesentlich 
weniger Personenansammlungen bildeten. Es konnte insbe-
sondere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen 
und Besucher weitestgehend an die Vorgaben der Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich zum über-

wiegenden Teil verständnisvoll und kooperativ verhielten. 
Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen das gel-
tende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygiene-
vorgaben in den Einsatzbereichen der Polizeikommissari-
ate 15, 16 und 21, die zahlreiche Ordnungswidrigkeitenver-
fahren einleiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe 
gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Altona erließ für das darauffolgende 
Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken, wobei nach Überprüfung der 
Sach- und Rechtslage, insbesondere nach Auswertung der 
Lageberichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes 
Altona, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbereich 
der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur vorange-
gangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde der 
Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur zwischen 
Freitag, den 7. August 2020 und Samstag, den 8. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages, 
untersagt. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham-
burg sowie des Bezirksamts Altona bestätigten die positive 
Wirkung des Verkaufsverbots nochmals. Die Polizei Ham-
burg stellte erneut ein geringeres Personenaufkommen als 
an den Wochenenden im Juli 2020 ohne Alkoholverkaufs-
verbot fest, wobei die Außengastronomie sehr gut besucht 
war. Die Abstandsvorgabe der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO traf auf eine deutlich höhere Akzeptanz bei den 
noch Anwesenden, die sich zudem überwiegend freundlich, 
einsichtig und friedlich verhielten. Die polizeilichen Fest-
stellungen ließen weder erkennen, dass die Anwesenden in 
relevantem Umfang eigene alkoholische Getränke mit-
brachten, noch, dass die Anwesenden sich in den Randbe-
reichen der Verbotszone mit alkoholischen Getränken ver-
sorgt und die Verbotszone sodann aufgesucht hätten. 
Ergänzende Kontrollen durch das Bezirksamt bestätigten 
ebenfalls die deutliche Abnahme der Menschenansamm-
lungen im Geltungsbereich des Außer-Haus-Verkaufsver-
bots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Altona ordnete ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken auch für das darauffolgende 
Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für Freitag, den 
14. August 2020, und Samstag, den 15. August 2020, jeweils 
von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. Auch das dritte 
Alkoholverkaufsverbot trug nach den Feststellungen der 
Polizei Hamburg maßgeblich zur besseren Einhaltung des 
Abstandsgebotes und der Kontaktbeschränkungen bei. Die 
Besucherzahl stieg in den regelungsgegenständlichen Ver-
gnügungsvierteln zwar merklich gegenüber dem Vorwo-
chenende an. Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich innerhalb 
von Warteschlangen vor Gaststätten und durch die Überfül-
lung einzelner Straßen. Die polizeilichen Maßnahmen in 
Form von Gesprächen mit den Anwesenden und zeitweili-
gen Sperrungen von Straßenzügen trafen jedoch überwie-
gend auf Einsicht und Kooperationsbereitschaft. Die kons-
truktive Haltung der Anwesenden lässt sich augenschein-
lich durch den geringeren Alkoholisierungsgrad erklären, 
der gegenüber den Wochenenden vor dem erstmaligen 
Erlass von Alkoholverkaufsverboten merklich herabgesetzt 
war. Weitere Ansammlungen im öffentlichen Raum waren 
nicht festzustellen. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte erneut Wirkung, wobei die 
Polizei keine Umgehungen durch das Mitbringen von alko-
holischen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Auch für den Zeitraum von Freitag, den 21. August 
2020, bis Samstag, den 22. August 2020, erließ das Bezirks-
amt Altona eine weitere Allgemeinverfügung. Eine Über-
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prüfung der vorangegangenen Allgemeinverfügungen hatte 
ergeben, dass der räumliche Geltungsbereich der Allge-
meinverfügung in den Bereichen Altona-Altstadt bzw. 
Ottensen begrenzt werden musste, da die Lage- und Ein-
satzberichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes 
Altona ergaben, dass in diesen Bereiche keine infektions-
schutzrechtlich bedenkliche Lage (mehr) bestand. Die 
vierte Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke, das jeweils von 20:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr des Folgetages galt, zeigte überwiegend Wir-
kung. Verstöße konnten nur vereinzelt festgestellt werden. 
Wenige Besucherinnen und Besucher führten außerhalb 
des Geltungsbereichs erworbenen Alkohol mit sich. 
Ansammlungen waren nur vereinzelt und nicht durch 
große Menschenmengen festzustellen. Die Besucherzahlen 
stiegen in allen Bereichen, insbesondere in der Umgebung 
der Reeperbahn und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 
Uhr am Folgetag deutlich an. Ab 22:00 Uhr wechselte das 
touristisch geprägte Publikum und Gastronomiebesuchern 
zu eher vergnügungsorientierten, jüngeren Besucherinnen 
und Besuchern. Im weiteren Verlauf des Abends, insbeson-
dere im Verlauf des Freitagsabends, wurden verstärkt 
aggressive jüngere Besucherinnen und Besucher angetrof-
fen. Es konnte ein steigendes Unverständnis bei Besuche-
rinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetreibern, bei 
denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot oder die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO festgestellt wurden, 
beobachtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Altona auch für den Zeit-
raum vom Freitag, den 28. August 2020, bis Samstag, den 
29. August 2020, ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alko-
holischer Getränke mittels Allgemeinverfügung auszuspre-
chen. Der räumliche Geltungsbereich der vorherigen Allge-
meinverfügung wurde beibehalten. Allerdings hielt das 
Bezirksamt Altona es für erforderlich, den zeitlichen Gel-
tungsbereich zu verändern und das Verbot erst ab jeweils 
22:00 Uhr auszusprechen. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages basierte 
insbesondere auf den dargelegten Beobachtungen der Poli-
zei Hamburg des vorherigen Wochenendes. Auch die fünfte 
Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte die beabsichtigte Wirkung. 
Den Lageberichten der Polizei Hamburg war zu entneh-
men, dass lediglich ein geringes Auftreten von Ansammlun-
gen zu verzeichnen war und die Lage überwiegend als ruhig 
und friedlich bezeichnet werden konnte. Die Lokalitäten 
waren gut besucht und insgesamt war im Vergleich zum 
vorherigen Wochenende das Personenaufkommen leicht 
gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der Personen war 
grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochenenden vor 
Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke – deutlich reduzier-
ter. Insbesondere für den Freitagabend war aber festzuhal-
ten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich aggressive Per-
sonen ab 21:00 Uhr und im weiteren Verlauf des Abends 
bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Altona erließ auch für Freitag, den 4. 
September 2020, und Samstag, den 5. September 2020, eine 
Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf von 
alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt wurde. In den von der Polizei 
Hamburg und dem Bezirksamt Altona in den Stadtteilen 
Sternschanze und Ottensen durchgeführten Einsätzen, 
bestätigten sich die Feststellungen aus den vorangegange-
nen Wochenenden. Das erlassene Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken wirkte sich erneut 
positiv auf die Anzahl und Zusammensetzung der Besuch-
ergruppen aus und der Alkoholisierungsgrad der Personen 
war im Vergleich zu den Wochen ohne das Verbot des 

Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke deutlich 
reduzierter. Dennoch konnten wiederum alkoholisierte, 
enthemmte und zum Teil aggressive Personen festgestellt 
werden. In den Warteschlangen vor Lokalen wurde das 
Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
wiederum nicht durchgehend eingehalten. Es mussten 
mehrere Platzverweise ausgesprochen. Zudem musste 
einige wenige Personen in Gewahrsam genommen werden. 
Viele der vor Ort anwesenden Personen – insbesondere 
alkoholisierte, enthemmte junge Heranwachsende – solida-
risierten und mobilisierten sich gegen die Polizei und ver-
hielten sich provozierend. Die polizeilichen Maßnahmen 
wurden konsequent abgelehnt. Auch am Samstag, 5. Sep-
tember 2020 mussten im Bereich der Sternschanze erneut 
Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot, sowie gegen 
das Verbots des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke festgestellt und geahndet werden. Aufgrund des 
hohen Personenandrangs im Einlassbereich einzelner Gast-
stätten und der zum Teil überfüllten Lokale kam es erneut 
zu mehreren Verstößen gegen das geltende Abstandsgebot 
in den räumlichen Geltungsbereichen der Allgemeinverfü-
gung.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Altersgruppe, 
wobei die Entwicklung des Infektionsgeschehens in den 
zurückliegenden Wochen gezeigt hat, dass die Altersgruppe 
der 20 bis 39-jährigen aktuell zur deutlich am stärksten 
betroffenen Altersgruppe zählt. Sollte es bei diesen zufälli-
gen Treffen verschiedener Gruppen zu Infektionen kom-
men, ist das Nachhalten der Kontakte nicht möglich. Dies 
macht das epidemiologisch gebotene Eingrenzen bzw. die 
Unterbrechung von Infektionsketten unmöglich. Die Her-
kunftsorte der Anwesenden sind größtenteils unbekannt. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Örtlichkeiten über den 
Bezirk Altona hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb 
steht zu befürchten, dass die Infektionslage durch externe 
Besucherinnen und Besucher noch unübersichtlicher wer-
den kann. Das Virus kann aus dem Umland oder anderen 
Bezirken in den Bezirk Altona hineingetragen werden. 
Genauso ist eine Verbreitung in andere Teile der Freien 
und Hansestadt Hamburg und des Umlandes zu befürch-
ten. Die beobachteten Personengruppen zeichnen sich 
durch eine vergleichsweise hohe Mobilität aus, was zu 
einem wesentlich höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte 
es aufgrund einer größeren Menschenansammlung im 
Bezirk Altona zu einem Infektionsausbruch kommen (sog. 
Superspreader-Event), wäre ein sehr wirksames Mittel des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes, nämlich die Unterbre-
chung von Infektionsketten, ausgeschaltet. „Supersprea-
ding-Events“ („SSE“) sind Ereignisse, bei denen eine infek-
tiöse Person eine Anzahl an Menschen ansteckt, die deut-
lich über die durchschnittliche Anzahl an Folgeinfektionen 
hinausgeht. Darunter werden Einzelereignisse verstanden, 
im Gegensatz zu Situationen mit intensiver Übertragung, 
wo mehrere Ereignisse, vielleicht sogar über mehrere Tage 
zum Übertragungsgeschehen beitragen. Für das Auftreten 
eines „SSE“ sind drei Aspekte von Bedeutung: 1. die Anwe-
senheit eines Superspreaders, 2. die äußeren Begleitum-
stände (Setting) und 3., die Eigenschaften der Exponierten. 
Die individuelle Infektiosität unterliegt vermutlich einer 
großen Streuung, so dass wenige Personen sehr infektiös 
und viele weniger infektiös sind. Möglicherweise spielt 
hierbei eine Rolle, dass mache Personen besonders viele 
infektiöse Partikel beim Atmen, Sprechen oder Singen 
emittieren (sog. „super-emitter“). Darüber hinaus gibt es 
Begleitumstände, die eine ungewöhnlich hohe Übertragung 
begünstigen. Zu diesen gehören vor allem Situationen, in 
denen sich kleine, infektiöse Partikel (aerolisierte Partikel) 
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im Raum anreichern. Dazu tragen bspw. die vermehrte 
Freisetzung kleiner Partikel durch Schreien oder Singen 
und Aktivitäten mit gesteigerter Atemtätigkeit bei. Ein 
weiterer Faktor können extensive soziale Interaktion und 
erhöhte Kontaktraten sein. Auch wenn sich unter den 
Exponierten besonders viele vulnerable Personen befinden, 
kann es zu einer großen Anzahl an Übertragungen kom-
men. So sind ältere Personen und Personen mit bestimmten 
Vorerkrankungen empfänglicher.

Das Bezirksamt Altona hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr der Hamburger Bürge-
rinnen und Bürger aus den Sommerurlauben dazu ent-
schlossen, als notwendige Schutzmaßnahme den Außer-
Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken in den vorbe-
nannten Gebieten erneut im Vorwege zu untersagen, um 
der Gefahr eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens 
wirksam zu begegnen. Aufgrund der o. g. Erfahrungen wird 
dabei der räumliche und zeitliche Geltungsbereich des Ver-
bots des letzten Wochenendes auch für das hiesige Wochen-
ende gewählt.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 

aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Altona ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer-
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei-
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe-
rung an die Situation vor Beginn der Corona-Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu-
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. Die Beobach-
tungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Altona haben vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der 
enthemmenden Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot 
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nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der Abstandsrege-
lungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr 
des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begeg-
nen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet 
ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. 
deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unter-
stützen, dienen somit einem berechtigten, allgemeinen 
Interesse.

2.
Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 

Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam-
meln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Einhal-
tung und die Durchsetzung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe-
reitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke wirkt dem Entstehen von Infektionsgefahren 
bereits im Vorfeld durch die Vermeidung der Bildung risi-
kogeneigter Menschenansammlungen entgegen. Es macht 
darüber hinaus die polizeiliche Auflösung solcher Ansamm-
lungen entbehrlich, wodurch sowohl das Konfliktpotenzial 
als auch das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriff-
sintensitäten geht das Bezirksamt Altona davon aus, dass 
das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Aufgrund 
des dynamischen Infektionsgeschehens und der schwieri-
gen Beherrschbarkeit spontan auftretender Handlungser-
fordernisse ist ein präventives dem repressiven Vorgehen 
vorzuziehen.

3.
Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-

lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 

des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen sechs Wochen-
enden gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, 
dass derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, wel-
ches in gleicher Weise geeignet wäre, um das vorbenannte 
legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
alkoholischen Getränken zu versorgen. Zudem würden die 
ansässigen gastronomischen Betriebe – die gemäß § 15 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO weiteren Vorgaben 
unterliegen – in einem unverhältnismäßig hohen Maße – 
bei der Geschäftsausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
auch das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
alkoholischer Getränke ausgesprochen wurde, musste fest-
gestellt werden, dass potenzielle Kundinnen und Kunden 
dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die epidemio-
logisch bedenklichen Menschenansammlungen konnten 
durch diese Maßnahmen nicht verhindert werden. Letzte-
res ist wesentlich, um dem Infektionsschutz in hinreichen-
der Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen der sechs zurückliegenden Wochenen-
den haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive 
Untersagung das Entstehen epidemiologisch kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 
unterbunden werden kann. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus epidemio-
logischer Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Auch die nach wie vor recht hohe Anzahl an Besucherin-
nen und Besuchern machen das Alkoholverkaufsverbot 
zusätzlich erforderlich. Sie würden, wenn der Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken erlaubt wäre, voraus-
sichtlich mehr und zu beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei einer hohen Anzahl 
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an Besucherinnen und Besuchern umso dringlicher, weil 
die Kapazität der konzessionierten Bereiche und der 
Außengastronomiebereiche schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 
Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Die Stadtteile Sternschanze und Ottensen 
werden im Übrigen regelmäßig auch von auswärtigen Besu-
cherinnen und Besuchern frequentiert und die in diesem 
Bereich belegenen Betriebe dienen vordringlich der Versor-
gung der Besucherinnen und Besucher mit alkoholischen 
Getränken. Insofern wird einerseits dem Grundsatz der all-
gemeinen Gleichbehandlung Rechnung getragen, wonach 
wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches 
ungleich zu behandeln ist. Andererseits wird durch den 
konkreten Zuschnitt des räumlichen Geltungsbereichs 
etwaigen Ausweichbewegungen von Besucherinnen und 
Besuchern entgegengewirkt.

Es ist inzwischen aber auch erforderlich, den räumli-
chen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung – im Ver-
gleich zu den Allgemeinverfügungen vom 30. Juli 2020,  
6. August 2020 sowie 13. August 2020 – einzuschränken. 
Die erforderliche Einschränkung des räumlichen Geltungs-
bereichs der Allgemeinverfügung beruht auf den von der 
Polizei Hamburg sowie dem Bezirksamt Altona an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis-
sen. Gleichwohl ist es weiterhin notwendig, Örtlichkeiten 
in den räumlichen Geltungsbereich der Allgemeinverfü-
gung einzubeziehen, bei denen im Rahmen der polizeili-
chen Einsätze keine Menschenansammlungen in einem 
Übermaß erkennbar waren. Dabei handelt es sich um Rand-
bereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Altona geht aller-
dings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersa-
gung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an 
den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewegun-
gen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen 
ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen 
zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu-
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter 
Eimsbüttel und Hamburg-Mitte haben bereits angekün-
digt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass 
sichergestellt werden kann, dass sich das infektionsschutz-
rechtlich problematische Geschehen nicht schlicht in 
andere Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham-
burg der letzten Wochen am Wochenende vom 21. bis 22. 

August 2020 und an den beiden zurückliegenden Wochen-
enden Rechnung. Demnach wird die Lage von 20:00 bis 
22:00 Uhr von der Polizei Hamburg noch in allen Gebieten 
als friedlich und entspannt wahrgenommen. Allerdings 
steigen die Besucherzahlen in allen Bereichen, insbeson-
dere der Umgebung der Reeperbahn und Sternschanze, ab 
22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deutlich an. Auch ist zu 
konstatieren, dass aggressive und alkoholisierte Personen in 
dieser Zeitspanne anzutreffen sind. Dass die Lage, insbe-
sondere am letzten Wochenende, dennoch insgesamt als 
insgesamt ruhig bewertet werden konnte und ein geringes 
Auftreten von Ansammlungen im öffentlichen Raum zu 
verzeichnen war, ist auf den Erlass der vorherigen Allge-
meinverfügungen zurückzuführen und unterstreicht die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme. 
Ein Verzicht auf diese Maßnahme zum jetzigen Zeitpunkt 
ist aus epidemiologischer Sicht nicht geboten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe 
nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkun-
dig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir-
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftli-
chen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende (11. 
bis 12. September 2020) jeweils von 22:00 Uhr bis um 6:00 
Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen ist, dass 
auch am kommenden Wochenende zu diesem Zeitpunkt 
wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bürger das betrof-
fene Gebiet zum geselligen Zusammensein im öffentlichen 
Raum aufsuchen werden. Die Erkenntnisse der letzten drei 
Wochenenden (21. bis 22. August, 28. bis 29. August sowie 
4. bis 5. September 2020) haben gezeigt, dass derzeit eine 
zeitliche Beschränkung auf 22:00 Uhr ausreicht, um das mit 
der Allgemeinverfügung bezweckte Ziel, die Einhaltung des 
Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine etwaige zeitliche Vor-
verlagerung auf 18:00 Uhr würde die Betroffenen voraus-
sichtlich über das gebotene Maß hinaus einschränken. Eine 
etwaige Ausweitung auf Sonntag ist unangemessen, da zu 
dieser Zeit kein vergleichbares Vergnügungsgeschehen zu 
beobachten ist.
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Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks-
amt Altona verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegenüber dem 
vergangenen Wochenende weitergehende, weil fortgesetzte 
und vertiefte wirtschaftliche Belastung der Gewerbetreiben-
den – insbesondere der vor Ort ansässigen Kioskbetreiber 
– einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer 
weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann 
die Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutz-
maßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ 
getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetrei-
ber, sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbe-
treibende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kiosk-
betreibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke nicht abverlangt. Durch die 
Anpassung des zeitlichen Rahmens dürften die Folgen für 
die Kioskbetreiber geschmälert werden.

Das Bezirksamt Altona erkennt an, dass es sich bei den 
von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicherweise 
nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die einschlä-
gige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die von 
einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Störer 
im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen (siehe VGH 
München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 20 Cs 
20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenenden 
Ende Juni und Juli 2020 vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Altona kann leider noch nicht von 
einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besucherin-
nen und Besucher ausgegangen werden, sodass ein behörd-
liches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. Dies wird 
dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen Wochen-
enden weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und Betriebe 
geschlossen werden mussten. Die positiven Wirkungen 
hingegen, die an den vergangenen Wochenenden ebenfalls 
festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf ein 
erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die hohe Anzahl an Besu-
cherinnen und Besuchern machen die verlässliche Einhal-
tung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO im öffentli-
chen Raum noch dringlicher. Vor dem Hintergrund des 
weiterhin bestehenden hohen Infektionsrisikos, des aktuel-
len Anstiegs der Neuinfektionszahlen und im Sinne einer 
effektiven Gefahrenabwehr sind daher weiterhin Maßnah-
men zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten 
können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4, Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks-
amts Altona nicht ausgeschlossen werden, dass es durch die 

zu erwartenden Menschenansammlungen sowie den Alko-
holkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren für die 
anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe 
Krankheitsübertragungsrate des Coronavirus SARS-CoV-2 
kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für das bevorste-
hende Wochenende vom 11. bis 12. September 2020 ange-
ordnet. Eine etwaige Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem Zeitverlust 
führen und die Allgemeinverfügung könnte somit für das 
bevorstehende Wochenende keine Wirksamkeit entfalten.

Die Allgemeinverfügung wurde am 10. September 2020 
auf der Internetseite des Bezirksamtes Altona unter https://
www.hamburg.de/altona zugänglich gemacht und wird 
somit am 11. September 2020 wirksam.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4  
Satz 4 HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz 
der Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Dr. von Berg
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Aufforderung zur Interessenbekundung 
für die Trägerschaft eines neuen 

Elternlotsenprojektes im Bezirk Hamburg-
Nord nach dem „Rahmenkonzept zur 

Förderung von Elternlotsenprojekten zur 
sozialen Integration von Familien mit 

Migrationsgeschichte“
1. Gegenstand der Interessenbekundung

Das Bezirksamt Hamburg-Nord sieht in der Region 
Fuhlsbüttel/ Ohlsdorf und Umgebung einen hohen 
Bedarf für die Umsetzung eines Elternlotsenprojektes 
nach Vorgaben des oben genannten Rahmenkonzeptes.

Im Stadtteil Ohlsdorf wurde Anfang 2017 die Wohn-
unterkunft „Große Horst“ mit 452 Plätzen in Betrieb 
genommen. Im Stadtteil Fuhlsbüttel befindet sich drei 
Wohnunterkünfte für geflüchtete Menschen: Neben 
einer kleineren Wohnunterkunft im Erdkampsweg mit 
64 Plätzen sind dies insbesondere die Wohnunterkunft 
Eschenweg mit 302 Plätzen und eine Unterkunft mit 
Perspektive Wohnen mit 570 Plätzen in der Flughafen-
straße. In den angrenzenden Stadtteilen Alsterdorf und 
Langenhorn befinden sich weitere Wohnunterkünfte 
für geflüchtete Menschen.

An all diesen Standorten wird eine Belegung mit Fami-
lien zu etwa 60 % umgesetzt. Im direkten Umfeld der 
Unterkünfte herum bestehen zum Teil sehr wenige 
Angebote für die Zielgruppen, so dass der Hinführung 
der Bewohnerschaft zu Regeleinrichtungen eine große 
Bedeutung zukommt. Hierfür muss der Blick auch auf 
die umliegenden Stadtteile gerichtet werden, in denen 
deutlich mehr Regeleinrichtungen für Familien vorhan-
den sind als in den Stadtteilen Fuhlsbüttel und Ohls-
dorf.

Aus diesem Grund sucht das Bezirksamt Hamburg-Nord 
einen Träger, der in der Region Fuhlsbüttel/Ohlsdorf 
und Umgebung gemäß dem Rahmenkonzept ein Eltern-
lotsen-Projekt aufbaut und inhaltlich umsetzt.

Der Träger sollte im genannten Gebiet bereits gut ver-
ankert und vernetzt sein und im Idealfall auch bereits 
Angebote für Familien mit Kindern vorhalten. Er sollte 
des Weiteren über interkulturelle Kompetenz und 
Erfahrungen in der Arbeit mit Ehrenamtlichen verfü-
gen.

2. Ziele des Projektes

– Aktivierung der familiären Selbsthilfepotenziale in 
Bezug auf Familie, Integration, Bildung, Gesundheit 
und Arbeit

– Förderung des Erziehungs- und Bildungswissens der 
Eltern und anderer Erziehungsberechtigter

– Stärkung der aktiven Partizipation und sozialen 
Teilhabe der Familien am gesellschaftlichen Leben, 
insbesondere in den Bereichen

– der Integration in Kindertagesstätte (Kita), Fami-
lienförderung und Schule

– der elterlichen Begleitung der Kinder auf ihren 
Lern- und Bildungswegen

– der gleichberechtigten sozialen Teilhabe aller 
Geschlechter

– Unterstützung der interkulturellen Öffnung von 
Einrichtungen/Angeboten des Regelsystems durch 
Kooperation mit diesen Einrichtungen

– Kulturvermittlung und Unterstützung beim Spra-
cherwerb

– Unterstützung des präventiven Kinderschutzes, 
indem bisher nicht erreichte Familien erreicht 
und ins Regelsystem übergeleitet werden.

3. Zielgruppen
Eltern mit Migrationshintergrund (mit geklärtem oder 
ungeklärtem Aufenthaltsstatus) aus der oben genannten 
Region, die Informations- und Unterstützungsbedarf 
und Kinder insbesondere im Alter von bis zu zwölf Jah-
ren haben.
Akquise und Ausbildung von sog. „Elternlotsen“: Dies 
sind bereits gut integrierte Menschen mit Migrations-
hintergrund aus der oben genannten Region, die sich 
ehrenamtlich engagieren wollen, über gute Deutsch- 
und Sozialraumkenntnisse verfügen und Interesse 
haben, sich im Rahmen des Projektes als Elternlotsen zu 
qualifizieren.

4. Fachliche und formale Anforderungen
Der Träger sollte in oder nahe der oben genannten 
Region mit geeigneten Räumlichkeiten verortet sein.
Er sollte über mehrjährige Erfahrungen in der Arbeit 
mit Familien verfügen und eng mit Einrichtungen der 
Familienförderung, der Kindertagesbetreuung sowie 
den sozialräumlichen Hilfen und Angeboten (SHA), den 
Sozialräumlichen Integrationsnetzwerken (SIN), dem 
ASD sowie den Netzwerken der Frühen Hilfen in der 
Region zusammenarbeiten.
Idealerweise unterhält er bereits Kontakte zu Migran-
tenorganisationen sowie zu Einrichtungen/Projekten 
zur Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit.
Darüber hinaus sollte der Träger Erfahrung in der 
Arbeit mit Ehrenamtlichen und deren Qualifizierung 
haben.
Im Falle eines längerfristigen Personalausfalls muss der 
Träger in der Lage sein, eine entsprechend qualifizierte 
Vertretungskraft einzusetzen.

5. Qualitätssicherung und Dokumentation
Der Träger verpflichtet sich, die im Rahmenkonzept 
festgelegten Qualitätsstandards (z. B. hinsichtlich der 
Qualifizierung und Begleitung der Elternlotsen) zu 
erfüllen, und ist dazu bereit, im Arbeitskreis HELP 
(Hamburger Elternlotsenprojekte – help for families) 
mitzuarbeiten.
Erwartet wird zudem die Erstellung eines jährlichen 
Sachberichtes mit statistischen Angaben.

6. Finanzierung
Der Träger erhält für die mit ihm vereinbarten Leistun-
gen eine Zuwendung von bis zu 64.500,– Euro pro Jahr.
Die Zuwendung wird als Fehlbedarfsfinanzierung 
gewährt und beinhaltet Kosten für das Personal, 
Betriebskosten, Fachausgaben sowie Honorare, Auf-
wandsentschädigungen und Verwaltungsgemeinkosten.
Näheres wird in der Leistungsvereinbarung geregelt, die 
im Zusammenhang mit dem Zuwendungsbescheid 
abgeschlossen wird.

7. Bewerbung
Die Interessenbekundung soll auf maximal sechs Seiten 
(DIN A4, Arial 11 Pkt.) folgende Punkte beinhalten:
Informationen über den Träger
– Anschrift und Ansprechpartner
– Dokumente, die die Rechtsfähigkeit des Trägers 

belegen, Vertretungsbefugnisse bzw. -vollmachten
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– Vorerfahrungen in der Arbeit mit Familien mit 
Migrationshintergrund, insbesondere in der Arbeit 
mit geflüchteten Familien

– Vorerfahrungen in der Arbeit mit Ehrenamtlichen 
und deren Qualifizierung

– Kooperationsstrukturen in der Region „Fuhlsbüttel/
Ohlsdorf und Umgebung“

– Ist das notwendige geeignete Personal vorhanden 
oder muss Personalakquise betrieben werden?

Projektskizze

– Konzeptionelle Projektplanung, mit der Sie die Auf-
gaben erfüllen wollen, die in der Aufforderung zur 
Interessensbekundung sowie im Rahmenkonzept 
benannt sind

– Nennung von Kooperationspartnern, mit denen das 
Projekt umgesetzt werden soll

– Zeitplan, wann welche Projektphase starten könnte

Kostenplan

– Personalkosten (Qualifikation, Eingruppierung, 
Stundenzahl)

– Honorare

– Verwaltungskosten

– Sachkosten (aufgeschlüsselt)

Der Träger erklärt in seiner Interessensbekundung 
außerdem, dass

– das Unternehmen nicht nach der Technologie von 
L. Ron Hubbard geführt wird,

– weder die Mitarbeiter/innen noch die Geschäftslei-
tung Kurse oder Seminare nach der Technologie von 
l. Ron Hubbard besuchen,

– die Geschäftsleitung die Technologie von L. Ron 
Hubbard für das beantragte Vorhaben ablehnt.

8. Fristen

Das Bezirksamt Hamburg-Nord ruft interessierte Trä-
ger auf, bis zum 9. Oktober 2020 (Eingangsdatum) eine 
 Interessensbekundung mit dem Betreff „Elternlotsen-
projekt“ beim Fachamt Sozialraummanagement, zu 
Händen Frau Dr. Kuss, Weidestr. 122 c, 22083 Hamburg 
in schriftlicher Form sowie an die E-Mail-Adresse 

Sabine.Kuss@hamburg-nord.hamburg.de als pdf-Datei 
einzureichen.
Nicht rechtzeitig oder unvollständig eingereichte Unter-
lagen können für das weitere Auswahlverfahren nicht 
berücksichtigt werden.

9. Auskünfte
Für Fragen im Rahmen des Interessensbekundungsver-
fahrens wenden Sie sich an Frau Dr. Kuss, Telefon 
040 / 4 28 04 - 26 28.

Hamburg, den 3. September 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 1854

Beabsichtigung einer Widmung im Bezirk 
Bergedorf (Am Gleisdreieck)

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen, wird die im Bezirk Bergedorf (Ortsteil Billwerder) 
etwa 13700 m² große belegene Wegefläche Am Gleisdreieck 
(Flurstück 4919 Gem. Billwerder) mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die zu widmenden Flächen sind gelb markiert im Plan 
dargestellt.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der üblichen 
Dienststunden im Fachamt Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Bergedorf, Zimmer 04, Kamp- 
weg 4, 21035 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffent-
lich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen 
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 9. September 2020

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1855
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Offenes Verfahren 
1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Behörde für Inneres und Sport – Polizei–  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)  Verfahrensart
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt
5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Rahmenvereinbarung über die praktische Ausbildung 
von Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitätern für die 
Berufsfachschule der Feuerwehr Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inneres und 
Sport (organisatorisch angebunden bei der Polizei 
Hamburg), beabsichtigt für die Berufsfachschule der 
Feuerwehr Hamburg den Abschluss einer Rahmenver-
einbarung über die praktische Ausbildung von Notfall-
sanitäterinnen und Notfallsanitätern. Ziel dieser Rah-
menvereinbarung ist es, eine ausreichende Zahl von 
praktischen Ausbildungsplätzen in Hamburger Kran-
kenhäusern zu finden, damit der Ausbildungserfolg der 
praktischen Ausbildung sichergestellt ist und im Rah-
men der Ausbildung zum Notfallsanitäter anerkannt 
werden kann.
HINWEIS: Gemäß Ziffer 9 der „Richtlinie über die 
Staatliche Anerkennung als Berufsfachschule für Not-
fallsanitäter/innen nach § 6 Notfallsanitätergesetz 
(NotSanG)“, ist für die praktische Ausbildung eine 
entsprechend der Schülerzahl ausreichende Zahl von 
Plätzen in geeigneten Krankenhäusern auf dem Gebiet 
der FHH bereitzustellen. Somit können nur Kranken-
häuser mit Notaufnahmeeinrichtung an dieser Aus-
schreibung teilnehmen, die sich auf dem Gebiet der 
FHH befinden.
Ort der Leistungserbringung: 22113 Hamburg

6)  Entfällt
7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)  Entfällt
9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=WkCb6nlqEi0 %253d
10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 13. Oktober 2020, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 31. Dezember 2020.

11)  Entfällt

12)  Entfällt

13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Mit dem Angebot sind die nachfolgend aufgeführten 
Unterlagen einzureichen:

Befähigung zur Berufsausübung

• Eigenerklärung zur Eignung

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

• Schutzerklärung zur Scientology-Organisation

• Erklärung zum Vertrag

• Erklärung Notaufnahmeeinrichtung

Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise

• Firmenangaben

• Preisblatt

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Niedrigster Preis

Hamburg, den 11. September 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 1004

Offenes Verfahren

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Behörde für Inneres und Sport – Polizei – 
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)  Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Reisebürodienstleistungen für die Ausländerabteilung 
des Einwohner-Zentralamtes der Freien und Hanse-
stadt Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne-
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag für 
die Ausländerabteilung des Einwohner-Zentralamtes 
der FHH den Abschluss eines Dienstleistungsvertrages 
über Reisebürodienstleistungen für die Buchung und 
Abwicklung von Rückführungsflügen und Fährtickets 
(Abschiebungen, Zurückschiebungen) sowohl ohne 
Sicherheitsbegleitung als auch in Begleitung von 

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Beamten und/oder Ärzten und/oder medizinischem 
Personal.
Einzelheiten zu den Leistungsanforderungen sind in 
der Leistungsbeschreibung dargestellt.
Ort der Leistungserbringung: 22041 Hamburg

6) Entfällt
7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
8)  Entfällt
9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=CTDzedI1zyQ %253d
10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 30. September 2020 
12.00 Uhr, Bindefrist: 30. November 2020.

11)  Entfällt
12)  Entfällt
13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
•  Befähigung zur Berufsausübung

–  Erklärung zum Eintrag in ein Handelsregister/ 
Gewerberegister

–  Eigenerklärung zur Eignung
–  Eigenerklärung zur finanziellen Leistungsfähig-

keit
–  Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 

eines Mindestlohnes
•  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

–  Erklärung zur finanziellen Leistungsfähigkeit
–  Referenzen

•  Berufliche Leistungsfähigkeit
–  Erklärung zum Einsatz von Nachunternehmen
–  Falls zutreffend: Verzeichnis Nachunternehmer-

leistungen
–  Falls zutreffend: Erklärung zur Bietergemein-

schaft
•  Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

–  Erklärung zur Verschwiegenheit
•  Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/

Unterlagen/Nachweise
–  Erklärung über die Geschäftszeiten und die 

Erreichbarkeit
–  Firmenangaben

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.
Niedrigster Angebotsvergleichspreis gem. Teil 1, Nr. 
1.5.2 der Leistungsbeschreibung

Hamburg, den 11. September 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 1005

Offenes Verfahren

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: + 49 / 40 / 4 28 23 - 13 86 
Telefax:  + 49 / 40 / 4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)  Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
in der Schule Marmstorf, Ernst-Bergeest-Weg 54, 
21077 Hamburg für die Zeit ab 15. März 2021 bis auf 
weiteres.

Bei dem Objekt handelt es sich um ein Schulgebäude 
mit einer Gesamtreinigungsfläche von 5.113 m² und 
einer Glasreinigungsfläche von 1.479 m².

Ort der Leistungserbringung: 21077 Hamburg

6) Entfällt

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 15. März 2021 bis auf weiteres.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und dieAnschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
vergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=Eosc29ZJxWQ %253d

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 21. September 2020, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 15. März 2021.

11)  Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen

siehe Vergabeunterlagen

12)  Entfällt

13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

siehe Vergabeunterlagen

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 15. September 2020

Die Finanzbehörde 1006
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Terminsbestimmung
802 K 15/19. Zum Zwecke der Auf-

hebung der Gemeinschaft soll am Mitt-
woch, 18. November 2020, 10.00 Uhr, 
AlsterCity KonferenzCenter, Saal 1, 
Weidestraße 122b, 22083 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Barmbek. Miteigen-
tumsanteil verbunden mit Sonderei-
gentum. ME-Anteil 376/10.000, Sonder-
eigentums-Art Wohnung mit Keller-
raum, Sondernutzungsrecht Nummer 
17, Blatt 8655 BV1 an Grundstück 
Gemarkung Barmbek, Flurstück 626, 
Wirtschaftsart und Lage Hof- und 
Gebäudefläche, Anschrift Elsastraße 26, 
28, Feßlerstraße, 719 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Vermietete 
2-Zimmer-Eigentumswohnung im II. 
Obergeschoss, Hauseingang Elsastraße 
28, mit Küche, Duschbad und Keller-
raum, Wohnfläche etwa 40,6 m², Bau-
jahr 1955, teilweise modernisiert, 
Wohngeld 211,– Euro (Stand 01/20), 
Nettokaltmiete 360,– Euro.

Verkehrswert: 146.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
28. März 2019 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle (Raum 2.044, Telefon: 4 28 63  
- 67 95 und - 67 98, Telefax: 4 27 98 - 34 11) 
montags, dienstags, donnerstags und 
freitags, von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
eingesehen werden. Infos und kosten-
freier Gutachtendownload im Internet 
unter www.zvg.com.

Es wird um Beachtung gebeten, dass 
sich der Versteigerungsort nicht im 
Gerichtsgebäude befindet. Einlass in 
den Versteigerungssaal ist ab 30 Minu-
ten vor Sitzungsbeginn. Es besteht 
Maskenpflicht. Eine Mund-Nasen-Be-
deckung ist mitzubringen und während 
der Sitzung zu tragen.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizufühien, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 18. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 1007

Terminsbestimmung
802 K 50/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Mittwoch,  
2. Dezember 2020, 9.00 Uhr, AlsterCity 
KonferenzCenter, Saal 1, Weidestraße 
122b, 22083 Hamburg, öffentlich ver-
steigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Ohlstedt. Gemar-
kung Ohlstedt, Flurstück 1819, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Wohnen, Anschrift Breden-
bekstraße 6A, 1.800 m², Blatt 2029.

Objektbeschreibung: Das Grund-
stück ist bebaut mit einem 1996/1997 in 
individueller Architektenbauweise her-
gestellten, vollunterkellerten, 1-geschos  - 
sigen Einfamilienhaus mit ausgebau-
tem Dachgeschoss, welches über eine 
Wohnfläche etwa 295,50 m² zzgl. Nutz-
flächen im Keller verfügt. Daneben 
sind eine Doppelgarage, ein Carport 
sowie ein Holz-Gartenhaus vorhanden. 
Zum Zeitpunkt der Begutachtung 
wurde das Grundstück von der Schuld-
nerin und deren Familie genutzt. Sämt-
liche Wohn- und Schlafräume sind sehr 
großzügig, ebenfalls die Diele, die Gale-
rie, die Wohnküche sowie ein riesiges 
Bad. Zusätzlich bietet der überdurch-
schnittlich ausgestattete Keller reich-
lich Nutzungsmöglichkeiten. Das 
Dachgeschoss der Garage wurde nach-
träglich zu Wohnzwecken ausgebaut 
und ist vom Wohnhaus erreichbar. Die 
Beheizung erfolgt über eine Gas-Zent-
ralheizung mit zentraler Warmwasser-
bereitung, Fußbodenheizung ist im 
gesamten Haus einschließlich Keller 
vorhanden.Das nicht einsehbare Pfei-
fenstiel-Grundstück in 2. Reihe hat eine 
sonnige Südwestausrichtung und ist 
gut für Gartenliebhaber geeignet. Hier 
steht ein beheizbarer Gartenswimming-
pool für die Sommermonate zur Verfü-
gung. Die große Doppelgarage und Car-
port sowie ein Gartenhaus runden das 
Gesamtbild ab.

Verkehrswert: 2.035.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
12. November 2019 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle (Raum 2.044, Telefon: 4 28 63 
- 67 95 und - 67 98, Telefax: 4 27 98 - 34 11) 
montags, dienstags, donnerstags und 
freitags, von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
eingesehen werden. Infos und kosten-
freier Gutachtendownload im Internet 
unter www.zvg.com.

Es wird um Beachtung gebeten, dass 
sich der Versteigerungsort nicht im 
Gerichtsgebäude befindet. Einlass in 
den Versteigerungssaal ist ab 30 Minu-
ten vor Sitzungsbeginn. Es besteht 
Maskenpflicht. Eine Mund-Nasen-Be-
deckung ist mitzubringen und während 
der Sitzung zu tragen.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 18. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 1008

Terminsbestimmung
802 K 7/19. Zum Zwecke der Aufhe-

bung der Gemeinschaft soll am Mitt-
woch, 2. Dezember 2020 11.00 Uhr, 
AlsterCity KonferenzCenter, Saal 1, 
Weidestraße 122b, 22083 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Volksdorf. Gemar-
kung Volksdorf, Flurstück 6806, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 

Gerichtliche Mitteilungen
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Freifläche, Mischnutzung mit Wohnen, 
Anschrift Farmsener Landstraße 1, 798 
m², Blatt 9475 BV 1.

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Das Grund-
stück ist bebaut mit einem Wohn- und 
Geschäftshaus, 2 Kfz-Stellplätzen und 
einem Nebengebäude. Die Wohnfläche 
beträgt etwa 236 m², die gewerbliche 
Nutzfläche etwa 40 m². Das Baujahr ist 
1894. Es bestehen Mietverträge für die 
gewerbliche Nutzung inkl. angrenzen-
der Wohnung und einer weiteren Woh-
nung. Das Obergeschoss bzw. Dachge-
schoss wird von zwei Miteigentümern 
als Wohnung selbst genutzt.

Verkehrswert: 462.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
11. Februar 2019 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle (Raum 2.044, Telefon: 4 28 63 
- 67 95 und - 67 98, Telefax: 4 27 98 - 34 11) 
montags, dienstags, donnerstags und 
freitags, von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
eingesehen werden. Infos und kosten-
freier Gutachtendownload im Internet 
unter www.zvg.com.

Es wird um Beachtung gebeten, dass 
sich der Versteigerungsort nicht im 
Gerichtsgebäude befindet. Einlass in 
den Versteigerungssaal ist ab 30 Minu-
ten vor Sitzungsbeginn. Es besteht 
Maskenpflicht. Eine Mund-Nasen-Be-
deckung ist mitzubringen und während 
der Sitzung zu tragen.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 

an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 18. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 1009

Terminsbestimmung
717 K 19/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag, 12. 
November 2020, 10.00 Uhr, Bürgersaal 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 4, 22041 
Hamburg (Einlass ab 9.15 Uhr), öffent-
lich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Jenfeld. Gemar-
kung Jenfeld, Flurstück 2576, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Anschrift westlich Schim-
melmannstraße 141, 482 m², Blatt 3510 
BV 1; Gemarkung Jenfeld, Flurstück 
2588, Wirtschaftsart und Lage Gebäude- 
und Freifläche, Anschrift Schimmel-
mannstraße 141, 1858 m², Blatt 3510 BV 1.

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Das Gewer-
begrundstück (Reifenhandel) ist bebaut 
mit einem unterkellerten Bürohaus 
(122 m² und 35 m² Keller), zwei Werk-
statthallen (195 m² und 51 m²), einer 
Lagerhalle (120 m²) und einem Unter-
stand (40 m²). Baujahr etwa 1984, Behei-
zung über eine Gaszentralheizung bzw. 
Deckenluftheizung in Werkstatt- und 
Lagerhallen, Warmwasser über die Hei-
zung. Vorhanden sind die für den 
Betrieb des Gewerbes erforderlichen 
Geräte, z.T. nicht funktionsfähig. Es 
besteht Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsbedarf sowie ein Bombenblind-
gängerverdacht. Das Objekt wird fami-
lienintern selbst genutzt.

Nach dem derzeitigen Stand besteht 
im Bürgersaal Maskenpflicht. Eine 
geeignete Mund-Nasen-Bedeckung ist 
mitzubringen. Einlass in den Saal ab 
9.15 Uhr.

Verkehrswert: 760.000,– Euro

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
301 oder 308, Montag, Dienstag, Don-
nerstag und Freitag von 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr eingesehen werden. Telefon: 
040 / 4 28 81 - 2150 / - 21 63. Mittwochs 
keine Sprechzeiten. Infos auch im 
Internet unter www.zvg.com.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
30. August 2019 in das Grundbuch ein-
getragen worden.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 18. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 1010

Ausschließungsbeschluss
420 II 3/20. In dem Verfahren für 

Bonava Wohnbau GmbH, vertreten 
durch den Geschäftsführer Bonava 
Wohnbau GmbH, Am Nordstern 1, 
15517 Fürstenwalde – Antragstellerin –, 
Bevollmächtigter: Notare Notariat 
Bergstraße, Bergstraße 11, 20095 Ham-
burg, Geschäftszeichen: SP 20-02558, 
beschließt das Amtsgericht Ham-
burg-Bergedorf am 2. September 2020: 
1. Der Gläubiger der im Grundbuch des 
Amtsgerichts Hamburg-Bergedorf, 
Gemarkung Bergedorf, Blatt 3494 über-
tragen auf das Blatt 10436 in Abteilung 
III Nummer 1 eingetragenen Hypothek 
zu 375,– Goldmark, entsprechend 19,17 
EUR, wird mit seinen Rechten ausge-
schlossen. 2. Die Kosten des Verfahrens 
trägt die Antragstellerin. 3. Der Ge-
schäftswert wird auf 100,– Euro festge-
setzt.

Hamburg, den 18. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 420 1011
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Gläubigeraufruf

Der Verein Christengemeinde THE APOSTLE’S 
CONTINUATION CHURCH INTERNATIONAL 
Second Branch Hamburg e.V. (Amts gericht Hamburg, VR 
22882), c/o Frau Beatrice Demiral, Buschrosenweg 14, 
22177 Hamburg, ist durch Beschluss der Mitgliederver-
sammlung vom 13. Juni 2020 aufgelöst worden. Zu Liquida-
toren wurden Frau Beatrice Demiral, geb. am 17. Januar 
1954 und Frau Betty Nyan Kwamina, geb. am 26. März 
1978, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprü-
che unter der oben angegebenen Adresse bei dem Verein 
anzumelden.

Hamburg, den 16. Juli 2020

Die Liquidatoren 1012

Gläubigeraufruf

Der Verein Marktplatz Mediation Bergedorf e.V. 
(Amts gericht Hamburg, VR 20500) mit Sitz in Hamburg ist 

aufgelöst worden. Zum Liquidator wurde Herr Lars Wege-
ner, Kienenhagen 6, 21035 Hamburg, E-Mail: rawegener@
web.de, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, ihre An -
sprüche bei dem Liquidator anzumelden.

Hamburg, den 1. September 2020

Der Liquidator 1013

Gläubigeraufruf

Der Verein Inspiration e.V. (Amts gericht Hamburg, VR 
17245) mit Sitz in Hamburg ist aufgelöst worden. Zum 
Liquidator wurde Herr Marc Paschke, Immenhorstweg 90, 
22395 Hamburg, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, 
ihre Ansprüche bei dem Liquidator anzumelden.

Hamburg, den 1. September 2020

Der Liquidator 1014
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